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74. Rheinischer Provinziallandtag, Protokoll der 1. Sitzung am 26. März 1928.

Erste Sitzung.
Verhandelt im Sitzungssaal des Ständehauses zu Düsseldorf,

Montag, den 26. März «28.

,1-,^^ Mitglieder des auf heute eiuberufeucn 74. RheinischenProviuziallaudtags versammeln sich nach
s^M^^^^^ Gottesdienste in der Lambertuskirchebzw. Friedcnskirche gegen 12 Uhr im Sitzungs-
>nau oes Vtcmdehauses.
^^«?^ Staatskommissar, Obcrpräsident Dr. Fuchs, eröffnet den Proviuziallaudtag nüt einer Ansprache
(vergl. den stenographischenBericht).
Mi^r^ Alterspräsident übernimmt Abgeordneter Nr. Hagen den Vorsitz und beruft die beiden jüngsten
^ugiieoer, die Abgeordneten Menrer und Dunder, als Schriftführer uud Stimmzähler.
„«^. ^^i Auszählung des Provinziallandtags ergibt der Namensaufruf die Auwesenheit von 150 Mit¬
gliedern und damit die Veschlnßfähigkcitdes Provinziallandtags.
A^ ^? Alterspräsident fordert alsdann die Versammlung auf, zur Wahl eiues Vorlitzcndcnzil schreiten.
Zugeordneter Mönnig schlägt vor, den bisherigen Vorsitzenden,Abgeordneten Dr. Iarres, durch Zuruf
wiederzuwählen.AbgeordneterThol widerspricht nnd gibt dabei eine Erklärungab (vergl. den stenographischen
Gericht), infolgedessen erfolgt die Wahl durch Stimmzettel. Es weiden im ganzen 150 Stimmzettel ab-
gegeveuuud zwar für Abgeordueten Dr. Iarres 126, für Abgeordneten Schrö'er, Esseii, 18. Unbeschrieben
Mo b. Abgeordneter Dr. Iarres ist somit als Vorsitzenderwiedergewählt.

Als Stellvertreter werden auf Vorschlagdes Abgeordneten Dr. Wesenfeld die Abgeordneten Eberle
uno i)l. Sachen durch Iurnf zu gleichenRechten wiedergewählt.
^»^^? Iberuahme des Vorsitzes spricht Abgeordneter Dr. Iarres für das ihm durch die Wahl erneut
geMcmte Vertraue,: sciueu Dauk aus und dankt ferner dem Alterspräsidenten für die umsichtigeGcschäfts-
MMng Er erbittet uud erhält die Ermächtigung, dem bisherigen Alterspräsidenten, Abgeordneten Kra°
wimcl, der mfolge Erlranknng am Erscheinenverhindert ist, die herzlichsten Grüße des Provinziallandtages
mit dem Wuuschebaldiger Geuesung zn übermitteln.
^ ^ A""«^"^ der endgültigen Vilduiig des Vorstandes schlägt der Vorsitzende im Auftrage des Ältesten¬
rats die Abgeordneten Elfcs, vr. Kirchiier,Hauck, uud au Stelle des ausgcschiedeueuAbgeordueteu siack
gramem Otto als Beisitzer vor. Mit diesem Vorschlage ist die Versammlung einverstanden. Damit ist "der
Vorstand des Hauses gebildet.

Das Schriftführcramt für die weitere Sitzung übernehmen die Abgeordueteu Elfcs uud Ur. Kirchuer.
Der Vorsitzendemacht sodann folgende geschäftliche Mitteilungen:

«ss „^^ ^Magskommissar hat den Vizepräsidentenvon Sybel und iu dessen Behinderung deu Negierungs-
a!>e,,or Ouast als seiue Kommissarezu deu Sitzungen des Prouiuzillllaudtags und der von diesem znr Vor-
vereitung semer Beschlüsse gewählten Konimissioncnangenicldet.
d«- ^Ä ^^ ^^^ ^^^ung ist die AbgeordneteFlauten: Maria Müller aus Eschweiler durch den Tod aus
^i, ^ ." des Landtages geschieden. Ferner hat die Provinzmlverwaltuug zwei schwere Verluste durch
""^°°. ^s Lmidesoberbaurats Valtzer und Landcsbaurat Hirschhoruerlitte». Den Dahingeschiedenen
Nwn ^°^'bende einen ehrenden Nachruf. Das Haus erhebt fich zu Ehreu der Verstorbenenvon den

Zufolge Mandatsniederlcguug sind aus dem Prouinziallandtag mlsgeschiedendie Abgeordneten:
Frau Müller-Metzen, Köln-Mülheim,
Oberdörster, Opladen,
Hack, Barmen,
Knllb, Köln,
Brauer, Düsfeldorf,
vi. Limbourg, Bitburg.
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Der Provinzilllllusschußhat auf Grund des § 22 des Wahlgesetzes für die Provinziallandtage und Kreis¬
tage vom 7. Oktober 1925 festgestellt,daß

für Fräulein Müller, Eschweiler,Frau Studienratin Hopmann, Aachen,
für Frau Müller-Metzen Sanitätsrat Dr. Sondermann, Bonn,
für Oberdörster Vürogchilfe Thol, Gräfrath-Foche,
für Hack Zimmerer Hennig, Düsseldorf,
für Kimb Lehrerin Otto, Köln-Klettcnberg,
und für Brauer Verbandssekrctär Letterhaus, Düsseldorf,

als Abgeordnete eingetreten sind.
Für das frühere Mitglied Dr. Limbourg hatte der Provinzilllllusschußin seiner Sitzung vom IN. März

den Landwirt Mathias Willems in Strohn als Ersatzmann festgestellt. Da Willems seine ursprüngliche
Erklärung, daß er znr Annahme des Mandates bereit sei, nachträglichznrückgezogen hat, mußte die Er¬
ledigung der Stelle nochmals durch das amtliche Kreisblatt iu Bitburg bckauutgemachtwerden, um der
Mehrheit der Unterzeichner des WahlvorschlagesGelegenheit zu gebeu, innerhalb der vorgeschriebenen
Frist von zwei Wochen die Reihenfolge, in der die Bewerber bernfen sind, zu äudern. Die Bekanntmachung
ist am 21. März veröffentlicht,so daß der Provinzilllllusschußdeu Erslltzmauuerst nach den: 4. April fest¬
stellen kann.

Der Provinzillllandtag hat von Amts wegen zu prüfen, ob bei dem Eintritt neuer Mitglieder ordnungs¬
mäßig verfahren worden ist. Zu diesem Zwecke tritt hcnte nachmittag der Wahlprüfungsausschußzu eiucr
Sitzuug zusammen.

Der Vorsitzendeheißt die neueingetrctcncn Mitglieder herzlich willkommen.
Anßcr dem Abgeordneten Krawinkcl haben sich entschuldigtdie Abgeordneten:

Fräulein Künning,
Frau Plum,
Esser,
vl. Köhler,
Degenring,
Fräulein Dahm,
Maus und
Vaterrodt.

Das Verzeichnis der Vorlagen ist mit den zugehörigen Drucksachen den Abgeordneten zugegangen.
Nachträglichsind noch folgende Anträge hinzugekommen,die auf die Plätze verteilt sind:

1. Das Verzeichnis der an den Provinziallandtag gerichteten Eingaben;
2. Bericht nnd Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Durchführung der Kinderspeisungin der

Rhcinprovinz, wird an den III. Fachausschußüberwiesen;
3. Bericht nnd Antrag des Provinzialausschusses,bctreffeud Festsetzungder Pflegesätze in der Ortho¬

pädischenPiovinzial-Kinderhcilllnstalt in Süchteln, geht ebenfalls an den III, Fachausschuß;
4. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend Beteiligung des Rheinischen Provinzial-

verbandes an der Krcdithilfe für die notleidende Landwirtschaft, wird dem V. und I. Fachausschuß
überwiesen.
Nach dem Vorschlage des Ältestenrats sollen die Fraktionen auf deu Ältestenrat und die Fachausschüsse

wie folgt verteilt fein:
Zentrum ......7 Mitglieder,
Arbcitsgcmeiuschllft . 3 „
SPD........2
KPD........2
Wirtsch. Vereinig. . . 1 Mitglied.

In der Zusammensetzungdes Ältestenrats ist gegenüber der letzten Taguug insofern eine Änderung
eingetreten, als an die Stelle des ausgeschiedenenAbgeordneten Knab der Abgeordnete Schwer, Essen,
und an Stelle des Abgeordneten Vaterrodt der Abgeordnete Dr. Stein getreten ist.

Die Fraktionen haben sich im Ältestenrat über die Bestellung der Vorsitzendenund stellvertretenden
Vorsitzendenin den einzelnen Fachausschüssendahin geeinigt, daß das Zentrum deu Vorsitzendenstellt
in den Fachausschüssen 1, III und V, ferner den stellvertretenden Vorsitzenden in dem IV. Fachcmsschnß und
im Geschäftsordnungsausschuß,die Arbeitsgemeinschaft den Vorsitzenden im 11. Fachausschußund im
Wahlprüfungsausschußfowie deu stellvertretende,: Vorsitzendenim I. und V. Fachausschuß,die SPD. den
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Vorsitzendenim IV. Fachausschußund den stellvertretenden Vorsitzendenim II. Fachausschußsowie im
Wahlprüfungsausschuß,die KPD. den Vorsitzenden im Geschäftsordnungsausschußund den stellvertretenden
Vorsitzenden im III. Fachausschuß.

Den Schriftführer stellt:
im I. Fachausschußdie Arbeitsgemeinschaft, den Stellvertreter das Zentrum,
„ II. „ das Zentrum, „ „ die KPD.,
„ HL „ die Arbeitsgemeinschaft, „ „ die SPD.,
„ IV. „ die KPD., „ „ die Arbeitsgemeinschaft,
„ V. „ das Zentrum, „ „ die KPD.,
„ Wahlprüfuugsausschuß das Zentrum, „ „ die KPD.,
„ Geschäftsordnungsllusschußdie SPD., „ „ das Zentrum.

Die Fraktionsvorsitzendenwerden gebeten, die Namen der Mitglieder,der Vorsitzenden, stellvertretenden
forschenden und Schriftführer dem Landtagsbüro bis heute nachmittag 5 Uhr mitzuteilen. Der Einfachheit
halber wird gebeten, sich damit einverstandenzn erklären, daß die von den Fmktionsvorswendcn dem Büro
nntgeteüten Ausschußmitgliederals gewählt betrachtet weiden. Widersprich erhebt sich hiergegen nicht.

Die Stadt Düsseldorfhat den Landtagsabgcordnctcn znm Besuche der städt. Theater je 30 Eintritts¬
tarten täglich zur Verfügung gestellt. Karten können bis 4^ Uhr nachmittags an den betreffenden Vor-
nellungstllgen im Landtagsbüro entgegengenommen werden.

xM Einvernehmen mit dem Ältestenrat wird vorgeschlagen,sofort nach Erledignng der formalen Ge¬
schäfte den Bericht des Landeshauptmanns über den Haushaltsplan entgegenzunehmen und morgen vor¬
mittag 10 Uhr die nächste Vollsitzung über die allgemeine Aussprachedes Etats und der übrigen Punkte
stattfinden zu lasseu. Dabei ist der Ältestenrat der Ansicht, daß für jede Fraktion eine Nedcdaucr von zu¬
sammen1^ Stunden ausreichcudist. Der Gruppe der Volksrcchtpartcisoll eine Nedcdaucr von ^, Stunde
zugestandenwerden. Der Provinziallandtag beschließt nach diesem Vorschlagemit der nötigen Mehrheit.

Der Provinziallandtag nimmt sodann den Bericht des Landeshauptmanns über den Haushaltsplan
entgegen (vergl. den stenographischenBericht).

Die nächste Sitzuug findet morgen vormittag 10 Uhr statt mit der Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Beratung des Haushaltsplans uud der damit iu Verbindung stehenden Landtagsvorlagen.
3. Entscheidungüber die geschäftliche Behandlung der eingegangene» Vorlagen.

(Schluß der Sitzung: 14 Uhr 30 Minuten.)

Der Vorsitzende: Die Schriftführer:
Dr. Iarres. Elfes. Dr. Kirchner.
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Zweite Sitzung.
Verhandelt im Sitzungssaale des Ständehauses zu Düsseldorf,

Dienstag, den 2?. März ^928.

Der Vorsitzendeeröffnet die Sitzung um 10 Uhr 15 Minuten.
Abgeordneter Dcgcnring hat sich auch für heute entschuldigt.
Das Protokoll der 1. Sitzung liegt ans dem Tische des Hauses offen.
Schriftführer für heute sind die Abgeordneten Hans und Fräulein Otto.
Die weiter eingegangenen Antrage, Drncksache Nr. 36 bis 52, sind ans die Plätze verteilt. Sie, weiden

zunächst dem Provinzialausschuß zur Stellungnahme und sodann den betreffenden Fachausschüssen über¬
wiesen.

Auf Antrag des Wahlprüfnngsansschusseszu den Feststellungendes Provinzialausschusses,betreffend
den Eintritt nener Provinziallandtagsabgeurdueter, erklärt der Proviuziallaudtag die Feststelluugcn des
Provinzialausschusses,daß

1. die Studieurätin HildegardHopmann in Aachen an Stelle der Studienrätin Maria Müller iu Eschwciler
2. der Arzt Sanitätsrat I)r. Richard Sondermcmn in Bonn an Stelle der Frau Müller-Metzeniu Köln-

Mülheim,
3. der Bürogchilfe Karl Thvl iu Gräfrath-Foche au Stelle des Lackierers Ernst Oberdörster in Opladen,
4. der Zimmerer Rudolph Heunig iu Düsseldorfan Stelle des Kaufmanns Hans Hack in Barmen,
5. die Lehrerin Helene Otto in Küln-Klcttenberg an Stelle des Lehrers Peter Knab in Köln-Kletten-

berg uud
6. der Verbaudssekretär Bernhard Lettcrhaus in Bannen an Stelle des Gewerkschaftssekrctärs Ferdinand

Brauer in Düsseldorf
als Provinziallandtllgsabgcordncte zu treten haben, für gültig.

Der Provinziallandtag nimmt fodann die Erklärungen der einzelnen Fraktionen nnd die weitere Er¬
klärung des Landeshauptmanns zn dem Haushaltsplan der Provinzialverwaltnng und zu den sonstigen
vorliegenden Drucksachen entgegen (vgl. den stenographischenBericht).

Übciwcnsuug cm Picwiuzcal»
Im Laufe der Sitzung sind folgende weiteren Anträge eingegangen: cmsschuß und Fachausschuß

1. Antrag der SPD.-Fraktiou, betreffend Heranziehung der zuständigen örtlichen Jugend¬
ämter bei der Durchführung der Fürsorgeerziehung ............... II

2. Antrag der SPD.-Fraktion, betreffend sexuelle Aufklärung der Knaben und Mädchen in
den Fürsorgeerziehungsanstlllten ........................ II

3. Antrag der SPD.-Fraktion, betreffend Nichtbclcguugvuu Privatanstalten, die die Farben
der deutschenRepublik nicht achten ......'................ II und III

4. Autrag der SPD.-Fraktion, betreffendNescitignngder im Saar-Grenzgebiet entstandenen
schweren wirtschaftlichenSchäden . . . . '................... I

5. Zusatzantrag der SPD.-Fraktion zum Bericht uud Autrag des Provinzialausschusses,
betreffend Förderung der bäuerliche,!Ausiedluug in den Grenzgebieten ...... V

6. Antrag der SPD.-Fraktion, betreffend die Herabsetzungdes zollfreien Gefrierfleisch-
kontingents ................................. V

7. Antrag der SPD.-FraMon, betreffend Erweiteruug der Erwerbslosen- und Krisen-
füisorgc .................................. I
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Überweisungan Piovinzial»
ausschuß und Fachausschuß

8. Zusatzantragder SPD.-Fraktion zu dem Bericht uud Antrag des Provinzialansschusses,
betreffend Kinderspeisung ........................... III

9. Antrag der SPD.-Fraktion, betreffend Bereitstellung von Mitteln zur Neuaulage vou
Radfahrer- uud Fußgängerwegen ....................... IV

10. Resolution der Ientrumsfraktion zur Notlage der westlichenGrenzgebiete...... I
11. Antrag der Ientrumsfraktion, betreffend nachdrückliches Vorgehen des Landesjugeud-

mnts zum Schutze der Iugeud ......................... H
12. Zuslltzautragder Ieutrumsfraktiou zum Bericht des Proviuzialausschusscsüber deu Stand

des Ausbaues uud der Uebernahme weiterer Straßen in die Unterhaltung nnd Ver¬
waltung des Provinzilllverbllndes ....................... IV
Resolution der Zentrumsfraktion gegen die beabsichtigteAufhebung der Obcrpostdirek-
twnen Aachen und Trier ........................... I
Antrag der Zentrumsfraktiou, betreffend Material der rheinischenHartsteinindustriefür
die Straßenbauten .............................. IV
Zusatzantrag der Ientrnmsfraktion zum Bericht und Antrag des Prooinzialausschusses,
betreffend Fortentwicklung des landwirtschaftlichenSchulwesens .......... V
Entschließungder Zentrumsfraktion zur Notlage der rheinischcuLandwirtschaft. ... V und 1
Entschließung der KPD.-Fraktion zur Notlage der chemischenLandwirtschaft..... V und 1
Antrag der KPD.-Fraktion, betreffend Durchführung der Fürsorgeerziehung..... II und I
Antrag der KPD.-Fraktion, betreffend Schaffung dissidcutischer Vorasyle zur Gewähr¬
leistung freier weltanschaulicherErziehung der Fürsoigczöglinge .......... II
Antrag der KPD.-Fraktion, betreffend Aufsichtüber die Fürsorgezöglinge...... II
Antrag der KPD.-Fraktion, betreffend Denkschrift über den Gesundheitszustand der
Zöglinge und Pfleglinge in den Erziehnngsanstalten und Heil- und Pflegcanstalten. . II und III
Antrag der KPD.-Fraktion auf Bewilliguug eiues Zuschusses zum Umbau des Kinder¬
heims in Rcmschcidin ein Ferienheim ..................... II
Antrag der KPD.-Fraktion auf Ueberweisung eines Sitzes im Landcsjugendamt. . . II
Antrag der KPD.-Fraktion auf Zulassung des dissidentischenFürsorgeverbandes als
^ugcudpflegcorganisation zu den Arbeiten des Landesjugendamts ......... II
Antrag der KPD.-Fraktion auf Anstellungvon Schulärzten in den Landkreisenzur Kon¬
trolle der Gesundheit der Schulkinder ...................... III

13

14

15

16
17
18
19

20
21

22

23
24

25

26

2?
Anttag der KPD.-Fraktion auf Bewilligung eines Zuschusses für die rheinischen Gebirgs-

,,
Antrag der KPD.-Fraktion, betreffend Einsetzung vön'lw 000 RM.'iu den Haushaltsplau
M oas Laudesfursorgeweseuzur Durchführung einer geeigneten Fürsorge für jugendliche

3 A"^L der KPD.-Fraktion, betreffend Ausbau des'Iugendh'erbergswerkes ' ! ' ' ' "/
2l"tmg der KPD.-Fraktion, betreffend Einsetzungvou 500 000 NM. für Kinderspeisuuq

n m . " Haushaltsplan........................ Hl
fn. ^ ^^Z^'^"tion, betreffend Einsetzuughöherer Mittel iu den Haushaltsplan

51 iur Kriegsbeschädigtefür Beihilfen an Altvcteranen ....... ^ ^ ^
32 ?n1^^?M^"t'°n, betreffend Erklärung des Dhüuntales als Naturschutzgebiet

s?.?.^r KPD-Fraktion, im Wege der Verordnung dafür zu sorgen, daß die Wald-
<„ lußwege m den Umgebungen der Städte den Wanderern offenbleiben

unl^" KPD.-Fraktion, betreffend Heranziehung der Insassen der Proviuzial-Heil-
uno Pflegeanstalten zu Arbeiten

'' sVal-A^ "l"° v°n Zeitschriften dnrch'die Insassen der
l?c!nI 3" ?3Z^kti°n, betreffend Bereitstellung genügender Mittel zur Ermög-
Uchung der Besichtigung von Provinzial- wid Privatanstalteii durch die Abgeordneten

I

I

111

III

III
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Überweisung an Proviuzial»
ausschuß und Fachausschuß

37. Antrag der KPD.-Fraktion, betreffend Wahl des AbgeordnetenMenrer znm Mitglied des
Wasserbeimts ................................ I

38. Antrag der KPD.-Fraktion zu dem Bericht uud Antrag des Provinzialausfchusses,be¬
treffend Krcdithilfe für die notleidende Landwirtschaft .............. V

39. Antrag der KPD.-Fraktion, betreffend Bodenmeliorationen in kleinbäuerlichenWirt¬
schaften ................................... V

40. Entschließung der KPD.-Fraktion, betreffendAntrag an die Reichs-uud Staatsregierung
auf Beseitigung der im rheinischen Brannkohlenrcvier bestehenden Mißstäude. ... I

41. Antrag der SPD.-Fraktion, betreffendUnterstützungeiner planmäßigen Schulzahnpflege 11 und I
42. Antrag der KPD.-Fraktion, betreffend Herabsetzungdes Oefricrflcischkontingents. . . V
43. Antrag der KPD.-Fraktion, betreffend Verlängerung der Verordnung über die Krisen¬

fürsorge .................................. I
44. Antrag der KPD.-Fraktion, betreffend Erhöhung der Anleihe für Straßenbauteu . . IV uud I.

Die nächste Sitzuug fiudet Douuerstag vormittags 11 Uhr statt. Der Vorsitzende wird ermächtigt, die
Tagesordnung für diese Sitzung je nach Erledigung in den Fachausschüssenfestzusetzen

Nach telephouischerMitteilung ist der frühere Alterspräsident des Prouinziallaudtags, Bürgermeister
Guinbert in Iülpich im Alter von 93 Jahren gestorben. Er gehörte dem Provinziallandtage von 1906 bis
1920 an. Das Haus ehrt sein Andenkendurch Erheben von den Sitzen.

(Schluß: 16 Uhr 45 Minuten.)

Der Vorsitzende: Die Schriftführer:
Dr. Iarres. A. Hauck. Otto.

Dritte Sitzung.
Verhandelt im Sihungssaale de Ständehauses zu Düsseldorf,

Donnerstag, den 29. März ^928.

Der Vorsitzendeeröffnet die Sitzung um 11 Uhr 40 Minuten.
Das Protokoll der zweiten Sitzung liegt auf dem Tische des Hauses offen.
Schriftführer für hente find die Abgeordneten Elfes und Dr. Kirchner.
Abgeordneter Ur. Adenauer hat fich wegen Krankheit entfchuldigt.

„_, „., „ ^, , Überweisungan
An neuen Eingängen smd zu verzeichnen: Fachausschuß

1. Antrag der KPD.-Fraktion zu dem Bericht und Antrag des Provinzialciusschusses,be¬
treffend Förderung der bäuerlichen Ansicdlung ................. V

2. Zusatzautragder KPD.-Fraktion zu Drucksache 14 auf Einrichtung von Freistellen an den
landwirtschaftlichenBerufs- uud Fachschuleu .................. V

3. Antrag der KPD.-Fraktion zu Drucksache 12, betreffend Behebung der Winzernot. . V
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Überweisungan
Fach ausschuh

4. Iusatzantrag der KPD.-Fraktion zn Drucksache 28 auf kostenlosen Unterricht der Söhne
von Kleinwinzern in den Wcinbaulehranstalten ................. V

5. Zusatzantragder KPD.-Fraktion zn Drucksache 32, betreffend Notlage der Landwirtschaft V n. I
6. Antrag der KPD.-Fraktion zn Drucksache 13, betreffend EindeichungsprojcktNcuwicd V
7. Antrag der SPD-Fraktion, betreffend Antrag an die Staatsregierung auf Veseitignng

der Mißstände im rheinischenBrauntohlenrevier ................. I
8. Antrag der Fraktion der WirtschaftlichenBereinigung, betreffend Wahl eines Unter¬

suchungsausschusses, der den Auftrag erhält, die Vcrwenduug der bei der Erbauung des
Nürburgringes iuvestierten Provinzialmittel nachzuprüfen ............. I

9. Zusatzantrag der KPD.-Fraktion zu Drucksache 51 ................ V n. 1
10. Zusatz der Ientrumsfraktion zur Entschließungder Ientrumsfraktion über die Lage der

Landwirtschaft ................................ V
11. Antrag der Ientrumsfraktion zu dem Bericht uud Antrag des Proviuzialausschusses,be¬

treffend die Fortentwicklung des landwirtfchaftlichenSchulwesens in der Nheinprovinz V
12. Antrag der Ientrumsfraktion, betreffend Verbilliguug von Darlchn für Wohnungen

minderbemittelter kinderreicherFamilien .................... I
13. Protest des deutschenViehhändlervcrbandes gegen die danernde Ausschaltungdes Vieh¬

handels bei der Belieferung der Pruviuzialanstalten mit Vieh .......... V

Die KPD.-Fraktion beantragt ihre beiden Entschlicßungsanträgc gegen die Stillegung der Willicher
Stahlwerke A.-G. bei Krcfeld, und zur Amnestierung der proletarischen politischenGefangenen, auf die
Tagesordnung der heutigen Sitzuug zu fetzen. Auf Grund des z 11 der Gcfchäftsordnuugfür dcu Provinzial-
landtag wird der Antrag gegen die Stimmen der KPD.-Fraktion abgelehnt.

Erledigung der Tagesordnung.
1. Der Bericht des Proviuzialausschusses über die Ergebnisse der Provinzialver-

waltung für das Rechnungsjahr vom 1. April 1926 bis 31. März 1927 wird nach dem Antrage des 1. Fach¬
ausschusses für erledigt erklärt.

2. Auf Vorschlagdes I. Fachausschusseswird der Haushaltsplan: der Hauptverwaltung für
das Rechnungsjahr 1928 unverändert angenommen.

3. Der Haushaltsplan über Ruhegehälter und Hinterbliebenenrenten für das Nechnungs-
Illhr 1928 wird auf Antrag des I. Fachausschussesunverändert angenommen.

4. Der Haushaltsplan für das Provinzialinstitut für Arbeits- uud Berufsforfchung
für das Rechnungsjahr 1928 wird auf Vorschlagdes I. Fachausschussesunverändert angenommen.

5. Zu dem Haushaltsplan über die Verwaltungskostcn der Landesbank der Nheinprovinz
fm das Kalenderjahr 1928 beschließt der Provinziallaudtag auf Antrag des I. Fachausschusses uuveräuderte
Aunahmc und spricht der Verwaltung der Landesbankden Dank für gute Geschäftsführungaus.

6. Erhöhung des Stammkapitals der Landesbank um 10 Millionen NM Der Pro-
vmzialausschußschlägt folgenden Beschluß vor (Drucksache Nr. 18):
„1. Das Stammkapital der Landesbank wird mit Wirkung vom 1. Januar 1928 um 10 Millionen auf

20 Millionen RM. erhöht.
2. Der RheinischeProvinzialverband beteiligt sich an dieser Erhöhung mit 5 Millionen RM.
3. Die Einzahlungen auf die Kapitalcrhöhungen find aus einer durch besondere Vorlage beantragten

Anleihe zu entnehmen."
Auf Vorschlag des I. Fachausschussesbeschließt der Provinziallaudtag dementsprechend.
7. Änderung der Satzung der Landesbank. Der Provinziallandtag beschließtans Vorschlag

des Provinzilllllusfchusscs(DrucksacheNr. 19) und des I. Fachausschusses die Änderung der 8§ 5 11 uud 12
der Satzung der Landesbank der Nheinprovinz wie folgt:

Alte Fassung. Neue Fassung.
§ 5.

^ ^ (1) Die Landesbank gewährt langfristige Dar- Bleibt,
lehen: ^

1. An Hausbesitzergegen Verpfändung von be¬
bauten oder in der Bebauung begriffenen, in der
^themprovinz gelegenen Hausgrundstückcu.
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Als Sicherheit dient die Bestellung einer Hypo¬
thek, welche L0"/,dcs von der Landeslmnk auf Grnnd
einer Taxe festgestellten Wertes des zum Unter¬
pfand angebotenen Haus- uud Bodenbesitzesnicht
übersteigendarf. Die Beleihung bis zu 75 ^ dieses
Wertes ist zulässig,weun das Darlehen einer regel¬
mäßigen Tilgung unterliegt nnd wenn ein leistungs¬
fähiger rheinischerKommunalverband für den 60"/,
des Schätzungswertes übersteigenden Teil der Ve-
leihnng die selbstschuldnerischcBürgschaft über¬
nimmt; der jährliche Tilgungsbetrag muß für dicseu
Teil der Bcleihuug mindestens 1^°/, betragen;

2. anf land- oder forstwirtschaftlichgenutzten,in
der Nheinprobinz gelegenen Gruudbcsitzgegeu eiue
Hypothek,die entweder dcu 25 fachen Katastralrein-
ertrag oder ^/^ — bei Wäldern und Weinbcrgeu die
Hälfte — des von der Landesbank auf Grnnd eiuer
Taxe festgestellten Vodenwertes nicht tibcistcigen
darf;

3. an umlagebcrcchtigte rheinischeKörperschaf¬
ten des öffentlichen Rechts ohne hypothekarische
Sicherheit;

4. an andere juristische Pcrsoneu für Zwecke des
Gemeinwohls, wenn eine der unter 3 genannten
Körperschaftendie selbstschuldnerischeBürgschaft für
Kapital uud Ziuscudieust übernimmt.

(2) Zu diesem Zwecke gibt die Laudesbank nach
Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen bzw. auf
Grund der von den zuständigenBehörden verliehe¬
nen Privilegien auf den Inhaber lautende hypo¬
thekarisch gesicherte Pfandbriefe nnd kommunale
Schuldverschreibungenaus, welche durch die Bank
auf deu Namen eines bestimmten Berechtigten um¬
geschriebenwerden können.

(3) Der Betrag der in Umlauf befindlichen kom-
muualen Schuldverschreibungendarf den 20fachcn
Betrag der in § 3 Ziff. 1 bis 3 erwähnten Betriebs¬
mittel nicht übersteigen.

Bleibt.

Bleibt.

Bleibt.

(2) Zu diesem Zwecke gibt die Landcsbank, vor¬
behaltlichder gemäß § 795 des Bürgerlichen Gesetz¬
buches erfordcrlicheu staatlichenGenehmigung, ans
den Inhaber lautende Pfandbriefe und Schuldver¬
schreibungenim Sinne des § 7 des Gesetzesvom
21. Dezember 1927 (Reichsgesetzblatt I, S. 492) aus,
welche auf Antrag durch die Lcmdesbankauf den
Namen eines bestimmten Berechtigten umgeschrie¬
ben werden können. Die in Umlauf befindlichen
oder neu auszugebeudeu Pfandbriefe und Schuld¬
verschreibungenim Sinne des § 7 des Gesetzes von:
21. Dezember 1927 (ReichsgesetzblattI, S. 492)
müssen den Vorschriftender 8§ 2, 3, 7, 8, 9,12 dieses
Gesetzes entsprechendgedeckt sein. Die zur Deckung
dienenden, in das Deckungsregistereingetragenen
Hypotheken und Darlehnsforderuugeu dürfen, nur
mit Zustimmung der staatlichen Aufsichtsbehördeab¬
getreten oder verpfändet werden. Der Betrag der
in Umlauf befindlichen Schuldverschreibungenim
Sinne des § 7 des Gesetzes vom 21. Dezember 1927
(Reichsgcsetzblatt 1, S. 492) darf den 5 fachen Netrag
der in Umlauf befindlichenPfandbriefe nicht über¬
steigen.

(3) Zu dem gleichen Zweck kann die Landesbank
neben den im vorhergehenden Absatz erwähnten
Pfandbriefen und Schuldverschreibungenim Sinne
des § 7 des Gesetzes vom 21. Dezember 1927
(Neichsgesctzblatt I, S. 492), vorbehaltlich der gemäß
^ 795 des Bürgerlichen Gesetzbuches erforderlichen
staatlichenGenehmigung, auch andere auf den In¬
haber lantendc Schuldverschreibungen ausgeben,
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Alte Fassung.

(4) Neben den durch die Ausgabe von Schuld-
Vermeidungen der Laudesbankerworbenen Mitteln
wnnen m der Regel noch bis zn 20 «/. der auf längere
,M,t hereingenommenenDepositen zur Hergäbe vou
langfristigen Darlehen herangezogen werden.

§11.
(1) Zu Rechtshandlungen, durch welche die

landesbank verpflichtetwird, ist neben der Firmen¬
bezeichnung „Landesbank der Nheinprovinz" die
Unterschriftder Generaldirektoren oder von zwei
durch den Verwaltungsrat zu bestimmenden Be¬
amten erforderlich.

(2) Für bestimmte Geschäfte und Geschäftszweige
können im kleinen Schriftverkehrdnrch die General¬
direktoren Bevollmächtigte bestellt werden, welche
unter der Firma „Landesbank der Nheinprovinz"
Mit dem Zusatz der in Frage kommendenAbteilung
zeichnen. "

Neue Fassung,
die auf Autrag durch die Landesbankauf deu Namen
eines bestimmten Berechtigten umgeschriebenwer¬
den können.

(4) Neben den durch die Ausgabe von Pfand¬
briefen und Schuldverschreibungen(Absähe 2 und 3)
crworbeueu Mitteln können in der Regel noch bis
Zu 20^ der auf längere Frist hereingenommenen
Depositen znr Hergäbe von langfristigen Darlehen
herangezogen werden.

Bleibt.

Bleibt.

(Neuer Abs. 3.)
Urkunden, die nach Maßgabe der vorstehenden

Vorschriftenvollzogensind, sind für die Landesbank
ohne Rücksicht ans die Inuehaltung der sonstigen
Satzungsbestimmnngcnin: Einzelfallercchtsverbind-
lich.

Bleibt.

Bleibt.

§12.
Zur Aufsicht über die gesamte Geschäftsführung

und zur allgemeinen Regelung des Geschäftsver¬
kehrs wird eiu Verwaltungsrat bestellt. Dieser

»>) aus 8 vom Provinzialllusschußauf die Dauer
von vier Jahren gewählten Mitgliedern und
dem Laudeshlluptmauu der Rheinprovinz,

K) aus 5 vom Vorstand des Rheinisch-Westfäli¬
schen Sparkassenverbandcs zu bcncnnendcn
Vertretern der rheinischenSparkassen, die ge¬
mäß § 3 Nr. 2 durch Einlage,, am Stamm-
kapital beteiligt sind.

Außerdem gehören dem Verwaltungsrat von
^mts wegen die Generaldirektoren der Landes¬bank an.

^, Der Provinzilllausschußkann dem Verwaltungs¬
rat weitere Mitglieder mit beratender Stimme bei-

8. Förderung des gemeinnützigen Wohnungsbaues seiteus der Laudcsbauk
Her Antrag der SPD.-Fraktion (Drucksachc Nr. 86) lautet:

nüKi^?^3°^"^allmM"g, ersucht den Verwaltungsrat der Landesbank, zur Förderung des aemein-
Iuhre 1928 bis zn 10 Millionen RM. an Zwischenkreditennud an HWocheken

Nach dem Vorschlage des 1. Fachausschusseswird der Antrag unverändert angenommen.
2»

b) aus ß vom Vorstand des Rheinisch-Westfäli¬
schen Sparkassenvcrbandes zn benennenden
Vertretern der rheinischenSparkassen, die ge¬
mäß § 3 Nr. 2 durch Einlagen am Stamm¬
kapital beteiligt sind.

Bleibt.

Bleibt.
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9. Nach dem Vorschlage des I. Fachausschusses beschließt der Provinziallandtag die unveränderte An¬
nahme des Haushaltsplans über die Förderung von Kunst nnd Wissenschaft für das Rechnungs¬
jahr 1928.

19. Verteilung der Mittel für Kunst und Wissenschaft.
Auf Vorschlag des Provinzialausschusses(Drucksache Nr. 22) und des I. Fachausschussesbewilligt der

Provinziallandtag aus Titel V, 1 des Haushaltsplans über die Förderung von Kunst uud Wissenschaft für
das Rechnungsjahr 1928 den Betrag von 200 000 NM. für die in der Vorlage des Provinzialausschusses
angegebcneu Zweckeund unter den vom Landeshauptmann noch näher festzusetzendenBedingungen.
Gleichzeitigwird der Provinzialausschußermächtigt, über die Verwendung der etwa nicht znr Auszahlung
kommendenBeihilfen in Verbindung mit dem uutcr Titel V 2 des glcichcu Haushalts vorgcschcuenBetrage
zu beschließen.

11. Förderung der rheinischen Heimatmuseen.
Nach dem Vorschlage des Provinzialansschusses(Drucksache Nr. 21) und des I. Fachausschusses nimmt

der Provinziallandtag zustimmend von den Bestrebungen der Provinzialvcrwaltung zur Förderung der
rheinischen Heimatmuseen Kenntnis und ermächtigt den Provinzialausschußzur Verteilung der darüber im
Haushaltsplan vorgesehenenMittel.

12. Unterstützung kultureller Bestrebungen.
Entsprechenddem Antrage des Provinzialausschusses(Drucksache Nr. 20) nnd des 1. Fachausschusses

uimmt der Provinziallandtag von der Vorlage des Provinzialausschusses,betreffend die Unterstützungvon
Volksbildnngsbestrcbungendurch die Provinzialverwaltung, Keuutnis und ist damit einverstanden,daß die
Verteilung der in den Hanshaltsplan eingesetztenMittel entsprechend den in der Vorlage aufgestellten
Grundsätzen durch deu Provinzialausschuß erfolgt.

13. Der Haushaltsplan für die Provinzialmnseen für das Rechnungsjahr 1928 wird ent¬
sprechenddem Antrage des I, Fachansschussesunverändert angenommen.

14. Der Haushaltsplan für gewerbliche Zwecke für das Rcchnnngsjahr 1928 wird entsprechend
dem Antrage, des I. Fachausschussesunverändert angenommen.

15. Der Provinziallandtag beschließt auf Vorschlag des I. Fachausschusses die unveränderte Annahme
des Haushaltsplanes für die Verwaltuugskosteu des Gcnussenschaftsvorstandes der
Rheinischen landwirtschaftlichen Vcrufsgenosscnschaft für das Kalenderjahr 1928.

16. Auf Antrag des I. Fachausschusseswird der Haushaltsplan für die Besoldungen und
anderen persönlichen Ausgaben der Provinzialbcnmten bei der Laudesversicherungs-
anstlllt Nheinprovinz für das Kalenderjahr 1928 unverändert angenommen.

17. Der Provinziallandtag beschließt in Übereinstimmungmit dem 1. Fachausschußdie unveränderte
Annahme des Haushaltsplans für die Verwaltungslosten derProvinzial-Feueiversichernngs-
anstalt der Nheinprovinz für das Kalenderjahr 1928.

18. Auf Antrag des I. Fachausschusses (Drucksache Nr. 87) wird der Haushaltsplan für die Ver¬
waltungskosten der ProUinzial-Lcbensvcrsichcrungsanstalt der Nheinprovinz für das Kalender¬
jahr 1928 unverändert angenommen mit der Maßgabe, daß noch die Mittel für eine Stelle für einen anzu¬
stellenden Provinzilll-Versicherungsrat eingesetzt werden.

19. Wahl von Lllndesbcmräten.
Auf Vorschlagdes Provinzialausschusses(Drucksache Nr. 35) uud des I. Fachausschusseswählt der

Prvvinziallaudtllg
1. den Magistratsbllurat Nühl in Magdeburg zum Landesoberbaumt iu der RheinischenProvinzialver¬

waltung,
2. den Provinzilllbaurat Pcnners zum Landesbaurat und beschließt,daß

1. die Wahl auf 12 Jahre, beginnend mit dem 1. April 1928 erfolgt,
2. die Genannten verpflichtetsind, sich bei der Zentralstelle nach Anordnung des Landeshauptmanns

insbesondere auch uuter einem audereu Oberbeamtcn als Abtcilungsdirigeuteu zu beschäftigen.
20. Förderung der rheinischen Wirtschaftsgeflügelzucht.
Der Provinzialnnsschnß beantragt (Drucksache Nr. 15) zu beschließen:
„Der Provinziallandtag erklärt sich damit einverstanden, daß im Haushaltsplan für 1928 (Haushalts¬

plan für landwirtschaftlicheAngelegenheiten, Titel V) znr Förderung der rheinischenWirtschaftsgeflügel-
zucht eine einmalige Beihilfe von 25 000 NM. nnter der Voraussetzungvorgesehen wird, daß die Land-
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wirtschllftslammer für die gleichen IwcHe mindestens denselben Betrag zur Verfügung stellt. Welche
^rovmzmlbechilfeuin die nächstjährigenHaushaltspläne zur Förderung der rheinischen'Wirtschaftscieflüqel-
Mcht einzusetzen sind, bleibt späterer Prüfung vorbehalten." > .) , ^

^ Entsprechenddem Antrage des V. Fachausschusses beschließt der Probinziallaudtag nach dem Vorschlaae
oes Provmzialausschusses.

21. Mf Antrag des V. Fachausschusseswird der Haushaltsplan der landwirtschaftlichen
Angelegenheiten für das Rechnungsjahr 1928 unverändert angenommen.
K 2^'.?^ Vorschlagdes V. Fachausschussesbeschließtder Provinziallandtag, den Haushaltsplan
°es Rittergutes Desdorf für das Rechnungsjahr 1928 unverändert anzunehmen.
K.? ^' ^r Provinziallandtag beschließt auf Vorschlag des V. Fachausschusses die unveränderte Annahme
u^ Haushaltsplanes des Provinzialguts Bylcrward für das Nechnuugsjahr 1928.
5.,.^ Der Provinziallandtag beschließt entsprechenddem Antrage des V. Fachausschusses,den 5ans-
mnel Provinzialdomäne Lammersdorf für das Rechnungsjahr 1928 unverändert an-

19?«^' ?" Hanshaltsplan betreffend Viehseuchenentschädigungen für das Rechnungsjahr
^28 wnd auf Vorschlag des V. Fachausschusses unverändert angenommen.

W. Grnnderwerb für die Provinzial-Lehranstalt für Weinbau in Trier.
Der Provinzialausschuß schlägtdem Provinziallandtag folgenden Beschluß vor (Drucksache Nr. 28):

K« H?^ Provinziallandtag beschließt den Ankauf des auf dem Trierer Neuberg belegeueu Gruudbcsitzcs
^,'^!.' ^/ "; s" ^""^" ^°^ ^°" ^ Morgeu zuni Preise von 135 000 RM. eiuschließlich
lichen '"et "^" ^°"^ ^^ ^^ ^"^^^ Instaudsctzungcu uud wirtschaftlicheVerbesserungencrforder-

Der Betrag ist aus der durch besondere Vorlage beantragten Anleihe zu entnehmen."

beMeßt I' ^"usschuß schlägt unveränderte Annahme dieses Vorschlagesvor. Der Provinziallandtag

Vr^iii?!Ä?."^ °es V, Fachausschussesbeschließt der Provinziallandtag, den Haushaltsplan der
imd As./5 °^^"/3"^' l«r ^""b«u, Obstbau uud Laudwirtschaft iu Trier, Krcnznach
uud Ahrwcücr für das Nechnungsiahr 1928 unverändert anzunehmen.

be<Mi^?Ü Uberciustimmuugmit dcni Provinzialausschuß (Drncksache Nr. 17) uud den: I. Fachausschnß
sf.n'5 der Provmziallandtag, der m Kolii emznrichtcnden erweiterten Auswandererberatungs-
rus .n ^ ?)'""land nnd Westfalen einen jährlichenZuschuß von 2400 RM. auf jederzeitigenWider-
wusb.^. ^'^ 3' F"Mna, erfolgt erstnmlig für das Rechnungsjahr 1928; der Betrag ist aus dem,Mus!Mtsplan „Verschiedenes"zu entnehmen.

29. Zuschuß an das Institut für Konjunkturforschung in Essen.
V^?' ^sZlag °cs Proviuzialllusschusscs(DrucksacheNr. 2) und des I. Fachausschusseserklärt sich der
d„7N. 7^r°g, damit einverstanden, daß im Haushaltsplau „Verschiedenes"für 1928 ein Zuschußan
das Institut für Konjunkturforschung,Abteilung „Westen", in Essen in Höhe von 15 000 RM. vorgehen wird.

30. Notlage der westlichen Grenzgebiete.
Die Resolutiuu der Ientrumsfraktion lautet (Drucksache Nr. 45):

deu w?W^?«^'"^?"/ ^lgcn des VcrsllillerVertrages machen sich in ständig zunehmendem Maße in
uud ^ Provinz bemerkbar Die neue Neichsgrcuzegcgei'.überEupemMalmedh
Gebiete di.N"^"' "V" ^ ^^/ ^gcuuber Luxeiiiburg und dem Saargebiet durchschneidet
m,^« r. O ^ "^stem Wirt chllftlichcn Zusammenhang und einem außerordentlich regen Warcil-
AbsaÄ^'^' ^udwirtschaft mid Indnstrie diesseits der ueiwii Grenze l,abeii aber nicht iim ihre
W, ^ ^. ^^ '? ^^ abgetretenen Gebiete verloren, sondern leide,: anßcrdem noch in ihrem eiacnen
wese ^ der abgetreteiien Gebiete die infolge der Valiitavcrhältuisse unter
in d r 2,7. '^^w ^bstkosten zii produzicrcu ,u der Lage snid. In gleicher Weise wirkt sich auch der
Vrniiin, e^n° "nd Nachkriegszeitzu außciordcutlicherHohe entwickelte holländischeKohlenbergbau in der
Mark/^ ""''- Die Umstellnngder Wirtschaftdes Grenzgebi ts auf den i,>i,erdei säM
N ^ ba dieselbe hier in Wettbewerb treten mnß mit eiiier Koiiki.rrenz,d!e ins-
w rtschaft d.! '"Z""l'ch.'uedrlgcren Frachtkosten zu rechnenbraucht. Infolgedesscu macht sich in der Land-

zunehmende Verelendung nnd in der Industrie eiu ständiger Rückgang
der Stillegung ruhcr blühender Un crnchmungen geftihrt hat. Auch weite Kreise

"roenerMft der Grenzgebiete insbesonderedie Saar-Lothringer- und Luxemburggäugcr sind infolge



12 74. Rheinischer Provinziallandtag, Protokoll der 3. Sitzung am 29. März 1928.

dieser (Abwicklung in eine außerordentlicheNotlage geraten. Um die Wirtschaftdes Grenzgebiets vor dem
Untergänge zn retten, ist vor allem eine Vcrbilligung der Frachten erforderlichin einem Maße, die den
Wettbewerb auf dem innerdeutschenMarkte ermöglicht. Daneben wird es Aufgabe der Zentralstellen sein,
bei der Vergebung von Aufträgen die Wirtschaftdes Grenzgebiets in besonderemMaße zn berücksichtigen.

Der Provinzillllllndtagder Rhcinprovinz bittet deshalb die Reichs- und Staatsrcgierung, mit möglichster
Beschleunigungdie erforderlichenSchritte in der angegebenen Nichtnngzu tun und die notwendigen Mittel
bereitzustellen,um ein großzügigesHilfswerkznr Behebung der besonderenNotlage der westlichen Grenz¬
gebiete zur Durchführung zu bringen."

Anf Vorschlag des 1. Fachausschussesbeschließtder Provinziallcmdtag die unveränderte Annahme
dieser Resolution.

31. Wirtschaftliche Schäden im Saargrcnzgcbiet.
Der Antrag der SPD.-Fraktion (Drucksache Nr. 39), welcher lautet:
„Durch die Massencutlassuugseitens der französischenVergbanverwaltung im Saargebiet, sind im

Saargrenzgebiet schwere wirtschaftlicheSchädigungen der Arbeiterschaft entstanden. Zur Belebung der
Wirtschaft und Beseitigungeiues Dauernotzustandes im Saargrcnzgttrtel bitten wir die Provinzialverwaltung
zu beauftragen, nachstehendeForderungen mit allem Nachdruck bei der Rcichsregicrung zu unterstützen:

1. das Projekt der Osteitalbahn,
2. den Ausbau des Straßcnznges Vaumholdcr—Oberstem mit allen der Dringlichkeit entsprechenden

Mitteln zu fördern,
3. die zur Verbiuduug zwischen dem Grenzgürtel und dem Saargebiet dringend notwendige Autobuslinie

St. Wendel—Ostertal die von der gemeinnützigenVerkehrsgenossenschaftG. m. b. H. St. Wendel
betrieben wird, in den Stand zu setzen, den Betrieb aufrecht zu erhalten,"

wird auf Vorschlagdes I, Fachausschussesuuveräudert angenommen.
32. Der Provinziallcmdtag beschließt nach den: Vorschlagedes II. Fachausschussesdie unveränderte

Annahme des Haushaltsplans über das Taubstummenwesen: Provinzial-Taubstummen-
anstalten (Schulen) für das Rechnungsjahr 1928.

33. Der Haushaltsplan betreffend das Provinzial-Tanbstummenhcim in Euskirchen
für das Rechnungsjahr 1928 wird entsprechenddem Antrage des II. Fachansschussesunverändert ange¬
nommen.

34. Auf Vorschlag des II. Fachausschusses(Drucksache Nr. 90) nimmt der Provinziallandtag folgende
Entschließungan:

„Provinziallandtag bcdanert, daß dieAusbilduugderTaubstummenlehrer der Provinz entzogen
werden nnd ferner an der Staatlichen Taubstummenanstalt in Verlin-Neukölln durchgeführt werden foll.

Er beauftragt dcu Landeshauptmann bei der Staatsrcgierung nochmals dahin vorstelligzu werden,
daß die Ausbilduug der Lehrkräfte für die Rheinischen Provinzial-Taubstummcnanstaltcn wieder in die
Hand der RheinischenProvinzialverwaltung gelegt wird."

35. Einrichtungen für sehschwache Kinder.
Der Provinzialausschuß beantragt in Drucksache Nr. 23 folgende Vcschlnßfassnng:
„Der Provinziallandtag nimmt von dem Bericht, betreffend das Ergebnis der Prüfung der Frage,

ob ein Bedürfnis für die Schaffung von Einrichtungen für sehschwacheKinder besteht,Kenntnis und erklärt
den in der Sitzung des 73. RheinischenProvinziallandtages von: 7. April 1927 auf Autrag der Zentrums-
fraktion gefaßten Beschluß für erledigt."

Der II. Fachausschußschlägt unveränderte Annahme vor. Bei der Beratung wird seitens der SPD.-
Fraktion beantragt, den Antrag an den Provinzialausschnßzur Vervollständigungzurückzuverweisen.Der
Provinziallandtag beschließt nach dem Antrage der SPD.-Fraktion.

36. Der Provinziallandtag beschließt ans Vorschlag des II. Fachausschusses die unveränderte Annahme
des Haushaltsplanes über das Vlindenwesen für das Rechnungsjahr 1928.

37. Der Haushaltsplan über das Hebammenwesen für das Rechnungsjahr 1928 wird nach
dem Antrage des II, Fachausschussesunverändert angenommen.

38. Änderung der Satzungen der Nuhegehaltskassc der Landbürgermeistcreien und
Landgemeinden der Nheinprovinz.

Der Provinzialausschuß beantragt (Drncksachc Nr. 5):
„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
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^' ^^ '^" Minister des Innern zu beantragen, § 5 Ms. 1 uud § 8 Abs. 1 der Satzungen der Nuhe-
g«ialw:ai,e der Landbürgermeistcreien und Landgemeinden wie folgt zn ändern:

Alte Fassung.
§ 5 Absatz 1.

>>;» ?^ A°^ ^lt an die berechtigten Empfänger
^n" ?^!,?'2""°ß den §z 18 ff. des Ges,tz^,
n!Ä s'^ ^ Anstellungund Versorgung der Kom^
Nn^"s?^ "°m 30. Juli 1899 zustehenden
23 3' ^ denjenigen indessen, Welchen die
stA n?^""btigung auf Grnnd Ortsstatuts zu-
der im V i^'^"' "s das Ortsstatut sich iuuerhalb
Greu^n'hält. "^eführteu Gesetzes gezogenen

s 8 Absatz 1.
qchälter^N üb"""""^ ^ei Zahlung der Nuhe-
einer AnrV b,eM,geu Beträge, welche sich aus
iüsbe^ ^""'^ der von den Beamten im Reichs-,
oder m ^' ^ Militärdienste, i,u Staatsdienste
d^ ^.. '^ ""^ deutschenKommuualoerbau-
bra^.« ^"? "^""' öffentlichenKorporation ver¬
erb ^^ ergeben; jedoch wird die hiernach sich
aenmm^ Z""?^ um den Betrag eines für die
genannten Dienstzeitenetwa anderweit zu beziehen-
^ s^^^ehaltes gekürzt. Bei Nachzahlung der
eÄ??^/ für die in Betracht kommendenJahre

Neue Fassung:
§ 5 Absatz 1.

Die Kasse zahlt an die berechtigten Empfänger
die den Beamten gesetzlich zustehenden Ruhe¬
gehälter; bei denjenigenindessen,welchen die Nuhe-
gehaltsberechtiguugauf Grund Ortsstatuts zusteht,
nur insoweit, als das Ortsstatnt sich innerhalb der
im z 12 des Gesetzes, betreffend die Anstellungund
Versorgung der Kommunalbeamten, vom 30. Juli
1899 gezogenen Grenzen hält.

§ 8 Absah 1.
Die Kasse übernimmt bei Zahlung der Ruhe¬

gehälter auch diejeuigeu Beträge, welche sich aus
einer Anrechnungder von den Beamten im Reichs-,
insbesondere im Militärdienste, im Staatsdienste
oder im Dienste eines deutschenKommnnaluerban-
des oder einer anderen öffentlichen Korporation
verbrachtenZeit ergeben. Letzteres gilt für die
Bürgermeister und Beigeordneten nur, so¬
weit die Anrechnung auf gesetzliche,: Vor¬
schriften bernht, oder wenn ihr Ruhe¬
gehalt uach dcu für die Staatsbeamtenerfolgt die Nnv>.^ «"'"" "acy den für die Staatsbeamten

Beamter.^ geltenden Vorschriften zu berechnen ist.
Nchen Nc3^ m emem prwatrecht- Die aus der Anrechnung sich ergebendeSnmme
mu m ^ ?^"^ "w',se "n Emne der Bestim- wird um deu Betrag eines für die genannten Dienst-«.,., > ertragsuerhältnissc im Sinne der Best...^
27 V ^ 19Zlff,er 3 des Pcnsionsgesetzesvorn
2?'W i^2 '" der Fassung des Ge etzes vom
sein? 5' ^? bumste gastet hat, auch dann, wenn
i^« ^ezMung nicht uumittclbar aus der öffcnt-
uchcn Ka,se erfolgt ist.

etrag eines für die geuauuten Dienst¬
zeiten etwa anderweit zu beziehendenRnhcgchaltes
gekürzt. Bei Nachzahlungder Kassenbeiträgefür die
in Betracht kommenden Jahre erfolgt die Anrech-
nnng der Zeit, während der ein Beamter vor seiner
Anstellung in einem privatrcchtlichen Vcrtmgsver-
hältnisse im Sinne der Bestimmungen in § 19
Ziffer 3 des Pcusiousgesetzcsvom 27. März 1872 in
der Fassung des Gesetzes vom 27. Mai 1907 Dienste
geleistet hat, mich dann, wenn seine Bezahlung nicht
unmittelbar aus der öffentlichen Kasse erfolgt ist.

2. falls der Herr Minister eine Änderung des Wortlautes oder eine Ergänzuug wüuscheu sollte, den Pro-
vmzialausschußzu ermächtigen, an Stelle des Provinziallandtages die erforderlichen Abänderungenzu beschließen."

Sinne.Der II. Fachausschußbeantragt nnveränderte Annahme. Der Provinziallandtag beschließt in diesen,

(Um 13 Uhr 40 Minuten tritt eine Pause vou 1 Stunde ein.)

Die Sitzung wird wieder eröffnet um 14 Uhr 50 Minuten.
Schriftführer: die Abgeordneten Elfes und Hauck.

nm,aÄal??q^^"^!?".^^^^"d ^ Fürsorgeerziehuug Miuderjähriqcr für das Nech-
ungsiahr 1928 wird auf Vorschlagdes II. Fachausschussses uuverändert angenommen.

entsprechenddem Antrage des II. Fachausschusses,den Hans-
^ Prov,nz,lll°Erz,chungshe,me für das Nechnnngsjahr 1928 unverändert

anstalten.^^ Anfklärnng der Knaben nnd Mädchen an den Fürsorgecrzichnngs-
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Der Antrag der SPD.-Fraktion (Drucksachc Nr. 37) lautet:
„Die Notwendigkeit der sexuellen Aufklärung der heranwachsenden Jugend ist heute unbestritten.

Wir beantragen daher, der RheinischeProvmziallandtag wolle beschließen:
Der Landeshauptmann wird beauftragt, für die sexuelle Aufklärungder Knaben und Mädchenan allen

Fürsorgeerziehnngsanstalten der Nheinproviuz durch geeiguctc Arzte und Ärztinnen Sorge zn tragen."
Auf Vorschlag des l l. Fachausschusses beschließt der Piuvinziallaudtag, deu Autrag an deu Provinziell-

ausschuß zur Erledigung zu überweisen.
42. Schaffung von dissidentischen Vorasylen.
Der Antrag der KPD.-Fraktion (Drucksache Nr. 54), welcher lautet:
„Zur Durchführuug und Gewährleistung von freier weltaufchaulicherErziehung der männlichen nnd

weiblichen Fürsorgczöglingein der Rheinpruvinz, werden dem Bedarf entsprechenddissidentische Vorasyle
nnd Erziehungsheime geschaffen,"
wird auf Vorschlagdes ll. Fachausschussesabgelehnt.

43. Zur Durchführung der Fürsorgeerziehung beantragt die KPD.-Fraktiou in Druckfachc
Nr. 53:

„Provmziallandtag wolle beschließen:
1. Die Unterbringung von Fürsorgezöglingen darf nur in provinzeigcnen Anstalten erfolgen. Soweit

dieselbenzur Unterbringung nicht ausreichen, sind geeignete Anstalten aus der Privathand zn über¬
nehmen.

2. Fürsorgezöglinge sind möglichstim Bereich ihres fürsorgcpflichtigen Jugendamtes unterzubringen.
Die Verantwortung für die Zöglinge liegt mich bei einer anderweitigen Unterbringung dauernd dem
Heimat-Jugendamt ob.

3. .Körperlich kranke und seelischabnorme Fürsorgezöglinge sind in besonderenAnstalten unterzubringen.
4. Für alle Fürsurgczöglinge ist sofort nach ihrer Einliefcruug in die Fürsorgeerziehung eine mindestens

ßwöchigeErholungskur durchzuführeu. Iu die Normalaustalten dürfen die Zöglinge erst dann einge¬
liefert werden, wenn ihr körperlicherZustand das zuläßt.

5. Die Fürsorgeheime sind zu sozialen Arbeitsschulenauszugestalten. Die Schüler und Schülerinnen sind
möglichst koedukativ im Geiste gesellschaftlicher Solidarität zu erziehen und in allen Fragen der Ver¬
waltung, der Disziplin lind des Unterrichts zu wcitestgehenderSelbstverwaltung heranzuziehen. Ar-
beitsunterrichtund Berufsausbildung sind unter Förderung der mannigfachenBegabung so zu gestalte»,
daß die Zöglinge instand gesetzt werden, bei ihrer Entlassung einen Beruf praktisch und vollwertig aus-
zuübeu, der ihre Existenzsichert.

Beim Berufs- uud Arbeitsuntcrricht kaun an Stelle der Erziehnng in Heimen beruflicheArbeits¬
gemeinschaft im Anschluß au Lehrwerkstättenoder Betriebe treten, wobei darauf zu achteu ist, daß jede
Ausbeutung der Arbeitskraft (Fließarbeit, Akkordarbeit,Prämiensystcm) ausgeschaltet wird.

6. Bei gewerblicherArbeit in nnd außerhalb des Heimes ist tariflicher Lohn zu zahlen.
7. Die Arbeitszeit der Zöglinge in und außerhalb der Heime darf werktäglich 6 Stunden nicht übersteigen.
8. SchulpflichtigeFürforgezöglinge erhalten Ferien im Unifang der Fericnordnnng für die Volksschulen

am Ort der jeweiligen Anstalt. Sie dürfen während dieser Zeit auch nicht mit Hausarbeit beschäftigt
weiden.

SchulentlasseneZöglinge erhalten alljährlichin 2 AbschnittenFerien auf die Dauer von 4 Wochen.
Während dieser Zeit dürfen fie zu keiner Nrbeitsleistnng herangezogen werden.

9. Die Lehrer nnd Erzieher der Fürsorgehcimc müssen besonders pädagogischbefähigt nnd geschult uud
in der Jugendbewegung erfahren fein. In jedem Heime muß mindestens ein Arzt oder eine Ärztin
Haupt- oder nebenamtlich angestellt sein. Die Leitung der Heime ist stets einem besonders befähigten
Pädagogen zu übertragen.

19. In allen Heimen find Vcitrauenskörperfchaften der Zöglinge dnrch Wahl der Zöglinge einzusetzen.
11. Prügelstrafen, Haftstrafcn sowie Kostentziehungsind unzulässig, ebenso Entziehung der Arbeit als

Strafmittel. Strafen dürfen nur mit Zustimmung der Vertraucnskörperschafteuder Zögliuge ver¬
hängt werden.

Jede Bestrafung ist im Strafbnch sorgfältig einzutragen. Aus dem Strafbuch muß der Grund der
Bestrafung, die Art der Bestrafung und die Genehmigung der Bestrafung durch den Anstaltsleiter und
die Vertinucnskürperschaftder Zögliuge zu ersehen sein.

12. Die Zöglinge dürfen unkontrolliert und uncingeschränkteuBriefwechselführen und den Befuch von
Angehörigen empfangen. Sie dürfen Nahrungsmittclpakete empfangen.
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13. Die Fürsorgeheime unterliegen neben der Aufsicht durch die Jugendämter der Kontrolle des örtlichen
Gewerkschllftskartellsdes NächstliegendenOrtes.

14. Die Zöglinge haben das Recht, sich gewerkschaftlich zu organisieren, mit GewerkschaftenVerbindung
zu halten und an den Versammlungen der Gewerkschaftenteilzunehmen.
3^Z?s°rgezöglinge haben das uneingeschränkte Recht, gewerkschaftlichennd politische Tageszeitungen.
Broschüren nnd Werke zu halten.

16. Die Bekleidung und Verpflcguug der Iögliuge muß zweckmäßig nnd ausreichendsein. Für ausreichende
-daoe- und Schwimmgelegenhcitist in allen Anstalten Gelegenheit zu schaffen.
Familienpflege.

^' 3,^"^^?^ezöglinge in Familienpflegc untergebracht sind, müssen sie mindestenseinmal monatlich
2 N.i ^"/Magte des nächstgclegcnenJugendamtes besucht werden.

' w^sZ s I'^M Beschäftigungist tarifmäßiger Lohn zu zahlen. Kinder nnter 14 Jahren dürfen gc-
""uncy nicht beschäftigtwerden.

' 2?^^' die nicht ausreichende Beköstigung, Bekleidung, Wohnung und Erziehung gewähr-
4 <^ <^ ^ unstatthaft.

' si/'^?^" ^ s"l die Übernahme von Zöglingen so ausreichendeEntschädigungzu gewähren, daß
Ne'hre vorgenminten Verpflichtungen voll und ganz erfüllen können.

uahmen^^?^'^"^"2 beschließt auf Vorschlagdes II. Fachausschusses,die Anträge durch die Maß-
^ ver Verwaltung als erledigt anzusehen.

44. Schutz der Jugend durch nachdrückliches Vorgehen des Landesjngendamts.
^r Antrag der Zentrumsfraktion (Drucksache Nr. 46) lautet:

iuaen^z ^?/^""^"^ verlaugt zum Schutzeder Jugend ein nachdrückliches Vorgehen des Landes-
Vrovin^n.' 3 Antragsbchördc ans Grund des Gesetzes zur Bekämpfung von Schmutzund Schnnd. Der

bedauert, daß das Gesetz zum Schutz der Iugcud bei Lustbarkeitennoch nicht zur Ver¬
wirk mn^^/"'.""'^' ""d verlangt möglichst baldige Erledigung des Gesetzes in einem Sinne, daß ein
win,amer Schutz der Jugend dadurch gewährleistet ist."
der ZÄ^^^g,-^ ii Fachausschusses beschließt der Provinziallandtag, den Antrag durch Maßnahmen

^rwaunng als erledigt anzusehen.
45. Aufsicht über die Fürsorgezöglinge.
Es sind folgende Anträge gestellt:
a) von der SPD.-FraMon (Drucksache Nr. 36):

dllrm^«'^'^^'"°?"/'^^ Aktion des Provinziallcmdtages der Rheinprovinz hat schon im Jahre 1924
M I a'?r ?57' ^ "^' ^ '' /" ^s R. I. W. G. die Fürsorgeerziehungsbehörden sich w der Aus-
Aus2nn..>,^ ^""raßig ^" örtlichen Iugendänlter bedienen sollen. Gestützt auf die
29 M« ^N^^ für Volkswohlfahrt zum Reichsgesetz für Iugendwohlfahrt vom
nufiiM^. 7.V ^ ." Rheinische Piovinzialvcrwaltung in § 8 ihrer Bestimmungen festgelegt,daß die Vc-
bei Än^ ^ ber untergebrachten Zöglinge durch den Landeshauptmann erfolgt, der ich zu diesem ^weck
od<-/^ ^°^'^"' besonderer Organe oder Vertraueuspersoneu, insbesondere Erziehnnqsinspettoren
°der^Fur,orgerbedienenkann. Die Bestellungder Fürsorger erfolgt nach Anhörung des znstcmHell Jugend!

llber?eoen^?""^^5"'^^?^ Preußischen Ministers für Volkswohlfahrt führt aus: „Es bestehen
sich H "^ V"beha tnng der bisherigen Fürsorger keine Bedenken. In Z.ikunft wü de es
ve nHnum N / ")renamtliche Vertrauenspersonen durch Vermittlung des Jugendamtes oder im Ein-

Der RheinischeProvinziallandtag wolle beschließen:
der eignen ÄnN"^^' ^ s^l bei der Durchführung der Fürsorgeerziehung der zur Erziehung in
der ^ aus der Fürsorge widerruflich entlassenen Irngendlichen sowie

,^) in Zellen befindlichenZöglinge der örtlichen zuständigenIugeudämter zu bedienen";



16 74. Rheinischer Provinziallandtag, Protokoll der 3. Sitzung an: 29, März 1928.

b) von der KPD.-Fraktion (Drncksache Nr. 55):
„Provinziallandtag wolle beschließen:
Den konfessionellen Erzichungsvcreincn wird die Aufsicht über die Fürsorgezöglingeentzogen und den

Organen der Provinz übertragen. Der Landeshauptmann hat sich bei der Durchführung der Aufsicht der
örtlich zuständigenJugendämter zu bcdieucn. Diese wiederum dürfen mit der Aufsicht uur ihre eigenen
Organe betrauen."

Auf Vorschlagdes It. Fachausschussesbeschließt der Provinziallandtag Ablehnung beider Anträge.
46. Zulassung des dissidentischcn Fürsorgcverbandes bei den Arbeiten des Landes¬

jugendamtes.
Die KPD.-Fmktion beantragt in Drncksache Nr. 59:
„Der dissidcutische FürsorgcUerbaud wird als Iugcndpflegcorgauisatiou im Sinne des Artikels 137

der Neichsverfassung,der §H 33 111, 69 I, 69 II des Reichsjugcudwohlfahrtsgesetzeszu den Arbeiten des
Landesjugendamtcs uud sciuer Kommissioueuzugelassen."

Der Antrag wird auf Vorschlagdes II. Fachausschussesfür erledigt erklärt, da er zurückgezogen ist.
47. Weiterer Ausbau des Iugeudherbcrgnetzes.
Der Provinzialausfchuß stellt folgenden Antrag (Drucksache Nr. 4):
„Der Provinziallandtag erklärt sich damit einverstanden, daß in dem Haushaltsplan für 1928 wie im

Vorjahre eiu Betrag vuu 250 090 RM. zur Förderung des Ingendherbcrgswerkes in der Nheinprovinz
vurgefehcn ist, der vom Landcsjugcndamt untcrverteilt wird."

Die KPD.-Fraktion beantragt (Drncksache Nr. 63):
„Provinziallandtag wolle beschließen:
Zum weiteren Ausbau des Iugendhcrbergswerls wird in den Haushalt für 1928 eiu Vetrag von 500 000

NM. eingefetzt.
Etat: Landesjugendamt."
Auf Vorschlagdes II. Fachausschusseswird der Antrag des Provinzialausschussesunveräudert ange¬

nommen, der Antrag der KPD.-Fraktion abgelehnt.
48. Unterstützung der rheinischen Gebirgs- und Wandcivcrcinc.
Der Provinzialausschuß schlägt folgende Beschlußfassungvor (Drucksache Nr. 3):
„Der Provinziallandtag erklärt sich damit einverstanden, daß im Haushaltsplan „Verschiedenes"für

1928 ein Betrag von 17 000 RM. vorgesehenwird zur Uutcrstützuugder rheinischen Gebirgs- und Wander-
vcreine für die Instandsetzung und Instandhaltung der Wcmdcrwege,besonders der Wcgcmcnkieruugen."

Die KPD.-Fraktion beantragt (Drucksache Nr. 61):
„Die rheinischenGebirgs- und Wandcrvcreine erhalten einen Zuschußvon 25 000 NM. zum Ausbau

uud zur Unterhaltung der Wegemarkierung."
Auf Vorschlagdes II. Fachausschusseswird unter Ablehnung des Antrages der KPD.-Frattion die

unveränderte Nunahme des Antrages des Provinzialausschussesbeschlossen.
49. Wahl von Mitgliedern des Landesjugendamtcs.
Der Provinzialausschuß beantragt in Drncksache Nr. 6:
„Provinziallandtag wolle die Vornahme der von ihm zu tätigenden Wahl Uon Mitgliedern des Landcs-

jngendnmtes der zweiten Fachkommissionübertragen. Über das Ergebnis der Wahl ist dem Provinzial-
landtllge bei seiner nächsten Tagung zu berichteu."

Auf Vorfchlagdes II. Fachausschusseswird unveränderte Annahme beschlossen.
50. Verleihung eines Sitzes im Landesjugendamt an die .KPD.-Fraktion.
Die KPD.-Fraktion stellt folgenden Antrag (Drucksache Nr. 58):
„Proviuziallaudtag wolle beschließen:
Die KPD. erhält noch für die jetzige Wahlperiode einen Sitz im Landcsjugcndamt.

Eventulll-Antrcig.
An den Sitzungcu des Landesjugcndamtes nimmt ein Mitglied der KPD.-Fraktion mit beratender

Stimme teil."
Anf Vorschlag des II. Fachausschusses (DrncksacheNr. 89) beschließt der Provinziallandtag, den Antrag

abzulehnenund zu dein Eoentnalantiag dem Landesjugendamt vorzuschlagcu, zu deu Sitzungen des Landes-
jugeudamtes ein von der KPD.-Fraktion vorzuschlagendesMitglied mit beratender Stimme zuzuziehen
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51. Gesundheitszustand der Zöglinge nnd Pfleglinge in Anstalten.
Der Antrag der KPD.-Frattion lautet (Drucksache Nr. 56): "

. "Die Piouinzialverwaltung wird beauftragt, eine Denkschrift auszuarbeiten, aus der der Gesuudheits-
^"^. '" ^eu H"l° und Pflege- und Erziehnngsanstaltennnd Familienpflege untergebrachten Höalinae
uud Pfleglinge hervorgeht."
„ Ans Vorschlagdes 11. und 111. Fachausschiissesbeschließt der Provinziallandtag, den Antrag nnvcr-
anoert anzunehmen.

«,? «^/ ^ Haushaltsplan des Landesfürsorgewcscns für das Rechnungsjahr 1928 wird anf
^U?A des III. Fachausschusses(Drucksache Nr. 92) uuvcräudcrt angenommen, nachdem der von der
«PD.-Fraktwn gestellte Antrag (Drucksache Nr. 62), welcher lautet:

„Proviuziallandtag wolle beschließen:
« « I'"/ ^^ Rechnungsjahr1928 wird zur Durchführungeiner geeignetenFürsorge für jugendliche Wanderer
em Betrag von 100 000 NM. eingesetzt. u , ^ , ^ ^

Etat: Landesfürsorgewefen,"
durch die Erläuterung der Verwaltung zum Haushaltsplan für erledigt erklärt ist.
s«,'^'-?" ?em Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betreffend Beschluß des 73. Provinzial^
landtags bezüglich einer Aufstellung über die Größe der landwirtschaftlichen Flächen bei den
cmzelueu Proviuzialanstalten (DrncksacheNr. 24) beantragt der II!. Fachausschuß(DrucksacheNr. 95):

^Der Proviuziallandtag wolle den Antrag durch Kenntnisnahme für erledigt erklären
5^'^ Fachausschußlegt der Proviuzialverwaltuug uahc, aus fiuauzicllen, wirtschaftlichenund gesund-
ye, lichen Gruuden für die Anstalt Düren ein größeres Gut zu kaufen und bittet den Provinziallandtag,
dieser Anregung zuzustimmen." " "'

Dieser Antrag des III. Fachausschusseswird zum Beschluß erhoben.
54. Bekämpfung des Alkoholmißbrauchs.

d.n M^^ Zutrage des Iwcckvcrbandes RheinischerAlkoholgcgner(RheinischeLandeshauptstclle gegen
den Alwhollsmus) m Düsseldorf auf Bereitstellimgvon 10 000 NM. znr Bekämpfung des Alkoholmißbrauchs
^ ^ ^' Prvvinzmlausschuß (Drucksache Nr. 34, Ziffer 4) vor, den Autrag an wi Provinzialnusschuß

M Erledigung zu überweisen. " '
Der III. Fachausschußbeantragt (Drucksache Nr. 91):

-^^'^ P^dinziallaudtag wolle den Antrag dem Provinzialnusschuß zur Erledigung überweisen. Der
H-achansMß druckt ledoch den Wunsch aus, beiden Organisationen hierbei gerecht zu werden."

Der Provinziallandtag beschließt nach diesem Antrage.

55. Pflegefätze in der Orthopädischen Provinzial-Kiuderheilaustalt Süchteln
Der Antrag des Provinzialausschusses(Drucksache Nr. 33) lautet:
„Der Proviuziallandtag wolle beschließen:
,,8 12 Abs. 2 der „Bestimmungen
3^< ^e Aufuahme, Entlassung und Kostcntrngnngfür die nach dem Gesetz, betreffend die öffentliche
1?V "»' ^ ^ Mm 1920 uud den ^ 6 uud 8 der preußische»Ausführungsverordnnng vom
^. Apnl 1924 zur Verordnung über die Fursorgep licht voni 13. Februar 1924, vom Landesfürwrae-
verbmid der Rheinprovinz uuterzubringeudeu Krüppel; ' ^u.^.surwrge
über die Aufnahme in die OrthopädischeProvinzial-Kinderheilanstalt zu Süchteln, sowie über die Vcr-
waltuug, Leitung nnd Beaufsichtigung dieser Anstalt" ^ , , ' ^r
wird durch folgeiide Fassung ersetzt: "

°d./3^ Pllegcslltz für die vom NhciuischeuLaudesfürsorgcverband, voii anderen Kommunalbchördcn
°m k Apr^fl928l^!!^ "H"^V^ Provwal-Kinderheilanstalt mitergebrachteii Krüppel wird

s,ir i,)!/, V ^ . ^ ""l 4 — RM. der Pflege atz ur Selbstzahler Mls der Nheinprovinz ans 4 50 NM I,nd
VerMe^ "s 5,50 RM. pro Kopf und Tag festgesetzt. Hierfür wird außer Wohuu^n nÄ vol^r
Uu e/Ä ß/^^"'' ^^«iche Vehaudluug, Reinigung ,uid I'istandhaltuiig der Kleidimqund «eibwä che

haudV ""^^ ^' ^°^' '" ^°^' ^^"^ Verbaudstoffe uud etwaige medic^mechmüsc^eB^

llnstM^.^^/^'ge ^stsetzuug der Pflegckostcnfür die in der Orthopädischen Provinzial-Kinderheil-
dJIäi^ kann durch Beschluß des ProvinIialaUschufsesmi^uchnKug

Auf Antrag des III. Fachausschusses wird der Antrag des Provinzialausschusseszum Beschluß erhoben.
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56. Der Provinziallandtag beschließt ans Antrag des III. Fachausschusses die unveränderte Annahme
des Haushaltsplans der Krüppelfürsorge für das Rechnungsjahr 1928.

57. Auf Autrag des III. Fachausschussesbeschließt der Provinziallandtag, den Haushaltsplan der
Orthopädischen Provinzial-Kinderheilanstalt in Süchtcln für das Rechnungsjahr 1928 unver¬
ändert anzunehmen.

58. Auf Antrag des IV. Fachausschussesnimmt der Provinziallandtag von der Denkschrift über
die Entwicklung des Landstraßenwesens in der Nheinprovinz, insbesonderedie Anpassungdes
Straßennetzes an den Kraftwageuverkchrfeit Kriegsende (Drucksache Nr. 25) Kenntnis.

59. Übernahme weiterer Straßeu.
Der Pioviuzialausschuß beantragt folgende Beschlußfassung(Drucksache Nr. 27):
„Der Pruvinziallcmdtaguimmt Kenntnis von dem Stand des Ausbaues uud der Übernahme weiterer

Straßen in die Unterhaltung nud Verwaltung des Provinzialverbandes."
Die Zentrumsfraktion beantragt hierzu (Drucksache Nr. 47):
„Die allgemeine deutsche Agrarkrisewirkt sich ganz zwangsläufig am stärksten in denjenigen Landes-

teilen aus, dereu Landwirtschaftan sich schon uutcr den ungünstigstenProduktiousvcrhältuissenzu arbeiten
gezwungenist. Hierzu gehöreuvor allem die Klein- und Zwergbetriebe iu den gebirgigenTeilen der Provinz.
Die insbesondere durch die Uugunst der Boden-, Klima- und Besitzvcrhältnissegeschaffene Notlage wird in
erheblichemMaße verstärktdurch das Fehlen ausreichender Verkehrswege, die erst das Heranbringen der
landwirtschaftlichenProdukte an den Markt und damit den Absatz derselben zu halbwegs erträglichen Preisen
ermöglichen. Die betreffenden Kreise uud Gemeinden sind bereits bis zum äußerstcu ihrer geringen Leistungs¬
fähigkeit durch die Unterhaltung der vorhandenen Straßen belastetnnd daher nicht in der Lage, die neben
dem ProvinzialzuschußerforderlichenRestmittel zum Ausbau der in dem Wegebanprogramme vorgesehenen
dringend erforderlichenÜbernahmcstraßen anzubringen, wenn sie die zu diesem Zwecke aufzunehmenden
Anleihen mit dem Tagcszinssatzeverzinsen müssen.

Um die Finanzierung derartiger Straßen im Falle eines außerordentlichenBedürfnisseszu ermögliche:!
wird deshalb bccmtragt, der Provinziallandtag wolle beschließen:

Der Provinzilllausschußwird ermächtigt, aus den im Hanshaltsplan unter AbschuittI) Nr. 7 „Unter¬
stützung des Gemeinde- uud Kreiswegebaues" uuter Titel 2 vorgeseheneilMiitclu besonders bedürftigen
Kommunalverbänden zum Ausbau dringend erforderlicher Übernahmestmßenneben dem einmaligen Pro¬
vinzialzuschuß einen laufcuden Zuschußzum Zwecke der Verbillignng der vou diescu Kommunalverbänden
znr Deckung der Ncstkostcn anderweitig cmfzunehmcndenAnleihen bis ans 4 °/> für die Tilgungsdaner dieser
Anleihen zu bewilligen."

Der Antrag des IV. Fachausschusseslautet (Drucksache Nr. 93):
„Der Provinziallandtag wolle

-,.) den Bericht des ProUiuzialausschussesdurch Keuntuisnahme als erledigt erklären uud
d) dem Antrage der Zcntrumsfraktion zustimmen, jedoch mit der Änderung, daß in der vorletztennnd

letzten Zeile die Worte von „bis auf 4 °/> für die Tilgungsdaner dieser Anleihen" gelöscht werden und
folgender Zusatz gemacht wird: „Der Provinzilllausschußbestimmtdie Höhe uud Dauer des Zuschusses.
Im Rechnungsjahre 1928 sollen für diese Zwecke höchstens 100 00U RM. Verwendung finden."
Der Provinziallandtag erhebt den Antrag des IV. Fachausschusseszum Beschluß.
60. Auf Vorschlagdes IV. Fachausschussesbeschließtder Proviuziallaudtag, deu Haushaltsplan

der Provinzialstraßenverwaltung für das Rcchuuugsjahr 1928 unveräudert auzuuchmen.
61. Der Haushaltsplan über die Unterstützung des Gemeinde- nnd Kreiswegebaues

für das Rechnungsjahr1928 wird entsprechend demAntragcdcs IV. Fachausschussesnnveräudcrtangenommen.
62. Der Provinziallandtag beschließt ans Vorschlag des IV. Fachausschusses die unveränderte Annahme

des Haushaltsplaus über die Unterstützung znm Bau und Betrieb vou Kleiubahueu für
das Rechuuugsjahr 1928.

63. Material für Straßenbauteu.
Die Zeutrumsfraktion beantragt (Drucksache Nr. 49):
„Der Provinziallandtag wolle beschließen, daß bei der Ausführung der geplanten Straßenbauteu das

Material der rheinischen Hartstein- und Basaltlavaiudustrie in besondererWeise zu berücksichtigen ist, wolle
anch an die Kreise, Städte und Gemeinden die Aufforderung richten, an Stelle der Verwendung äußer-
rheinischen Steinnillterials bei Straßenbanten ausschließlich dem heimischen Material den Vorzug zu geben,
damit die schwer notleidende rheinischeHartstein- und Vasaltlavaindustrie in ihrer Rentabilität erhalten
und die Wcitcrbeschäftignngder jetzigen Belegschaftenermöglicht wird."
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Der IV. Fachausschußbeantragt hierzu (Dcucksache Nr. 94):
„Der Provinziallandtag wolle dein Antrage zustimmenmit der Änderung, daß in der 5. Zeile an Stelle

,Mßerrhem:schen"das Wort „ausländischen"uud statt „ausschließlich" die Worte „nach Möglichkeit" gesetzt

Der Antrag des IV. Fachausschusseswird zum Beschluß erhoben.
64. Ncuaulage von Radfahrer- und Fußgängerwegen an den Straßen.
Die SPD.-Fmktion stellt folgenden Antrag (Drucksache Nr. 44):

^f"^'?^ ^Nutzung der Land- nnd Provinzialstraßen für Fußgänger und Radfahrer ist geradezu lebens-
^, 11/ ^^" Vchelmug des Mißstandes ist alljährlichbeim Haushaltsplan des Straßenbaues ciu Betrag
.;, ^ Millionen NM. nnd bei dem Etatsposten znr Unterstützuugdes Gemeinde- und Kreiswcqebaues
em Betrag von 500 000 NM. bereitzustellenzur Neuanlage uou Radfahrer- und Fußgängerwegen."
.^,^" !^ Fachausschußbeantragt Überweisungdieses Antrages an den Provinzialausschuß. Der Pro-
vmzmllaudtllg beschließt dementsprechend. ^

65. Ausbau des Straßenzuges Aachen—Ruhrgebiet.
Die Industrie- uud HandelskammerKrefeld in Verbinduug mit den diuch deu Stmßenzuq berührten

" .!'Zk" Handelskaiumern, Stadt- und Landkreisenund sonstigen Verkehrsiutcressentenstellt deu Nutrag
/«, M ""^""3 des Ausbaues des zur Zeit schou im Ausbau begriffenen Straßenzuges Aachen—Erkelenz

^Gladbach-Krefeld-Niep-Nuhrgebiet über Hombcrg und Orsoy (Drucksache Nr? 34, lfd. Nr. 5).
K<". 3"^ Vorschlag des Proviuzialausschussesuud des IV. Fachausschusses beauftragt der Provinziallandtag
lw^F. "^° ^/lchuß, die in dem Antrage enthaltenen Vorschlägezu prüfen, die Planunterlagen weiter
i,^ m/? ^ lassen und den Ausbau des Straßeilzuges zunächst von Aachen über Gladbachnach 5wmberg
nach Maßgabe der Dringlichkeitnnd der alhährlich znr Verfügung stehendenMittel fortzusetzen. °

66. Pflasterung der Provinzialstraße Engelskirchen—Marienheide.

Nl,° ^"Provinziallandtag beschließt auf Burschlagdes Pruvinzialansschussesund des IV. FachamMMses
Überweisung des Antrages an den Provinzialausschuß zur Erwägung. ^uu)an^cou„^

Nächste Sihnng morgen vornüttag 11 Uhr.
(Schluß 17 Uhr 40 Miuutcn.)

Der Vorsitzende: Ne Schriftführer:

Di-. Iarres. Elfes. Dr. Kirchner.
A. Hauck.

Vierte Sitzung.
Verhandelt im Sitzungssaale des Standehauses zu Düsseldorf,

Freitag, den 30. März ^928.

Der Vorsitzendeeröffnet die Sitzung um 11 Uhr 20 Minuten.

Die Niederschriftüber die gestrige Sitzung liegt auf dem Tische des Hauses zur Einsichtoffcu
Schriftführer für die heutige Sitzung fiud die Abgeordnete» I>. Kirchner nnd Fränlcin Otto.'

;« ^. ^'^ KPD.-Fraktion hat ihren Antrag „im Wege der Verordnnna dafür 3u inr^n l-^ü >>^ <,^^.',,,,^^.

Mück^e^U"gen '" ^"' "" W'anderer/offeubleibeu" (D°ruH^

fürsorfeVu^ 3?""k^'^^^ ^' Nerordnnng über die Krisen¬
gezogen '^ ^ zugunstendes neuen Antrages der SPD.-Fmktion (Drucksache Nr. 112) zurück-
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Auf Vorschlag des Ältestenrats ist das Haus mit der vorliegenden Tagesordnung einverstanden.
An weiteren Umgängen sind zn verzeichnen:
Ein Antrag der Ientrumsfraktion betreffend Vorlage einer Bcsoldnngsnachweisnngsowie ein Antrag

der Vultsrechtpartci auf Höheraufwertung der Provinzialauleihe. Beide Anträge werden dem Proviuzial-
ausschuß sowie dem 1. Fachausschußüberwiesen.

1. Der Haushaltsplan der Anstaltsfürsorge für Geisteskranke usw. für das Nechuungs-
jähr 1928 wird auf Vorschlagdes III. Fachausschussesunverändert angenommen.

2. Bauliche Verauderuugeu iu der Proviuzial-Heil- und Pflegeanstalt Bonn. In Über¬
einstimmung mit dem Provinzialausschuß (Drucksache Nr. 7) und dem III. Fachansschußerklärt sich der
Provinziallandtllg mit den in der Proviuzial-Heil- uud Pflegeaustalt Bonu für das Haushaltsjahr 1928
vorgcschlageueubaulichen Veränderungen einverstanden.

3. Bauliche Änderungen in der Provinzial-Heil- nnd Pflcgeanstalt Grafenberg. Auf
Vorschlag des Pruviuzialausschnssesnnd des III. Fachausschusses (DrucksacheNr. 8) ist der Proviuziallandtag
mit den: Neubau ciuer Waschkücheund Bäckerei und eiuem Umbau der Kochküchein dem jetzigen Koch- und
Waschküchengebäudeiu der Rheinischen Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Düsscldorf-Grafeuberg ein¬
verstanden. Von den Geiamtkostenim Betrage vou 520 000 NM. für dieses Bauvorhaben sind als erste
Rate 345 000 NM. iu deu Außerurdeutlichen Haushaltsplan für 1928 einzusetzen.

4. Der Provinziallandtllg beschließt auf Vorschlagdes III. Fachausschusses,den Haushaltsplan
der Provinzilll-Heil-und Pflcgeanstaltcu einschließlich der Provinzial-Kindernnstalt für
seelisch Abnorme uud des Proviuzial-Fürsorgchcims für psychopnthische Mädchen (Fürsorge¬
zöglinge) für das Rechnungsjahr 1928 uuvcräudert auzuuehmen.

5. Beschäftigung der Insassen der Provinzial-Heil- und Pflegeaustalten.
Die KPD.-Fraktion stellt folgeudeu Antrag (Drucksache Nr. 68):
„Proviuzillllandtag wolle beschließen:
In den RheinischenProvinzial-Heil- und Pflcgeanstaltcn dürfen die Insassen nur soweit zu Arbeiteu

heraugezogeu werdeu, als diese Arbeit zur Hebuug des Allgemeinzustaudesoder znr Heiluug erforderlichist.
Jede Ausbeutung der Arbeitskraft der Anstaltsinsasscuüber dieses Maß hinaus hat uuter allcu Um¬

ständen zu unterbleibe»."
Auf Vorschlagdes III. Fachausschusseswird beschlossen, den Antrag für erledigl zu erklären, da er

seitens der Fraktion zurückgezogen ist.
6. Entwicklung der Arbeitsanstalt Viauwciler. Auf Vorschlag des III. Fachansschnsses nimmt

der Provinziallandtllg von dem Bericht nnd Antrag des Provinzialansschusscs(DrucksacheNr. 9) betreffeud
die Entwicklung der Arbeitsanstalt Vrauweiler und ihre Beeinflussung durch die neuere Gesetzgebnng,
Kenntnis und erklärt sich mit den von der ProvinzinlUerwaltnug getroffenen vorläufigen Maßnahmen ein¬
verstanden,nnd erklärt damit gleichzeitig den in der Sitznng des 73. Pruvinziallandtags voni 7. April 1927
eingebrachtenAntrag der Ientrumsfraktion anf Errichtung eines Fraueulazarctts für erledigt.

7. Eutsprecheuddem Antrage des III. Fachausschussesbeschließt der Provinziallandtllg, den Haus»
haltsplan der Provinzial-Arbeitsanstalt Vrauweiler für das Rechnungsjahr 1928 uuverändert
auzuuehmen.

8. Besichtigung der Provinzial-Arbeitsanstalt Vrauweiler.
Die KPD.-Fraktion beantragt (Drucksache Nr. 69):
„Proviuziallandtag wolle beschließen:
Die FachkommissionIII wird beauftragt, jährlich mindestens zwei Besichtigungen der Arbeitsanstalt

Vrauweiler vorzunehmen."
Auf Vorschlag des I II. Fachausschusses beschließt der Proviuziallandtag die Überweisuugdes Antrages

an die Provinzialkommissionzur Berücksichtigung.
9. Halten von Zeitungen seitens der Insassen der Arbeitsanstalt.
Die KPD.-Fraktion stellt den Antrag (Drucksache Nr. 70):
„Proviuziallandtag wolle beschließen:
Den Insassen der Arbeitsanstalt Brauweiler ist das Halten von Zeitungen, Zeitschriftenund Büchern

jeder politischenRichtung erlaubt."
Entsprechenddem Antrage des III. Fachansschnsseswird Ablehnung beschlossen.
10. Dnrchführung der Kinderspeisung.
Der Provinzialausschuß schlägt folgende Beschlußfassungvor (Drucksache Nr. 31):
„Der Proviuzillllaudtag nimmt von dem Bericht über die Durchführung der Kinderspeisungin der

Nheinprovinz in den Jahren 1925/27 Kenntnis."



74. Rheinischer Provinziallandtag, Protokoll der 4. Sitzung am 30. März 1928. 21

Die SPD.-Fmktion stellt hierzu folgenden Antrag (Drucksache Nr. 43):
„Nachdemdie Reichsrcgiernng uud der Reichstag in diesem Jahre es abgelehnt haben, Mittel für die

mnderspeüung znr Verfügung zu stellen,mit dem ausdrücklichen Hinweis, daß dafür die Landes- und Ve-
Msfurjorgeverbäude zuständig seien, wird beantragt:
^^«.!? Haushaltsplan „Verschiedenes"Pos. XI vorgeseheneBetrag wird von 150 N00 RM aufouu ml) RM. erhöht. >

Der Zusatzantrag der KPD.-Fraktion lautet (Drucksache Nr. 64):
„Provinziallaudtag wolle beschließen:

de. M!!!5^??^'^"Z"''6 ^r Tatsache,daß Neichsrcgicrnngund Reichstag Mittel für die Durchführungder K "derspel ung gestrichen haben, wird ein Betrag von 500 000 NM. in den Haushalt eingesetzt."

träae der H ^ der Provinziallandtag die Ablehnung der beiden An-
schusses KPD.-Fraltloncn und die uuverändcrtc Annahme des Antrages des Provinzialaus-

11. Übernahme von Bürgschaften.
Der Antrag des Provinzialaüsschusscs(Drucksache Nr. 10) lautet-
„Der Provinziallandtllg wolle

1. den Bericht zn 1) durch Kenntnisnahme für erledigt erklären.

uachttVfeneh^ Provinzialausschnßdurch den 73. Provinziallaudtag erteilten Ennächtignng
3. die selbstschuldncrische Bürgschaft übernehmen für

^ ^?. Dattchn der städtischen Sparkasse Essen von 200 000 NM. an den Verein znr Einebnn« und
Pflege katholischer idioter Personen beiderlei Geschlechts Esw "'^

^ ^s??.^"? ^7 Neichsversicherungsanstaltfür Augestelltein Ber in V?n 40^ an denKatholischenErzichungsvcrcin der Nheinprovinz

^ Ver^Vrgeh^ Nheinprovinz von 70 000 NM. an den Evangelischen
4. den Piovinzialausschußermächtigen,im Rechnungsjahre1928 erforderlichenfallsan Stellt- des Nr,m!n-

Mllandages Bürgschaften bis zur Gesamthöhe von 400 000 NM. für 2a t^

Vn??p" '" Pr°diuzialverband zur EMllnng der,h?3^
Der III. uud I. Fachausschußschlägt vor (Drucksache Nr 88)-

Der Provinziallandtag beschließt nach dem Vorschlageder beiden ssa^usschM
12. Darlehn an Einrichtungen der privaten Wohlfahrtsvfleae
Der Provlnzialausschnß beantragt folgende Beschlußfassung(Drucksache Nr 11)-
„Her Provmziallandtag wolle

1. zu der vom Provinzialausschnßin seiner Sitzung vom 4. Oktober 1927 beschlossenen Übernahm? eil..'«
Darlehens vou 400 000 RM. zur Weiterleitnng an die Diakonie-AnstaltenK euzn^
a die EvangcKsche KirchengemeindeBergisch-Gladbachseine Zustimmung erteilen"
«") .''p^vmzialaus chuß ermächtigen, im Rechnungsjahr 1928 erwidernck,ensnt>>'s«'i.>,„.^.^ls
Mmsterinm für Volkswohlfahr/Darlehen bis znr G^s^thöhe vo^iw 00^
Anstalten uud Einrichtungen der privaten Wohlfahrtspflege anfzunehmen " ^iterlcitung an
-lnf Umschlag des III. und I. Fachausschusses wird unveränderte Annahme des Antraacs beickloNen

„Provinziallandtllg wolle beschließen:
»;. Im Haushalt „Fürsorge für Kriegsbeschädigteund -Hinterbliebene"wird .-in y^<^ „,.. ^^.^^ «.^
eingesetzt für Beihilfen an Altveteranen nnd Kapitnlanten der ehen^qe^WewnackU ^ ^'
m«s-?^ Etatsposttion „Allgcnicinc Fürsorge für Kriegsbeschädigteund -bint^ ^. ^c- c
Austedluug, Krankenfürsorgennd besondereEinzelfälle) wird ^ S"'^?^
.w. ?.'" ^"«lung dieser Gelder an die komnmnalenWrsorqestellen er o at mrter ^
zweöes und unter Mitwirkung der Beiräte der örtlichenFürsorges le Zr "M" Sonder-

Es muß nnter allen Umständen dafür Sorge getragen werden «> . - , „
m dem Gefamtwohlfahrtshanshalt der Kommmicn verschwinden " ^ ' ^"^^"'^ ^ Prov.nz nicht
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14. Der Haushaltsplan der Hochbauverwaltung für das Rechnungsjahr 1928 wird nach dem
Vorschlagedes III. Fachausschussesunverändert angenommen.

15. Zu dem Haushaltsplan betreffend das Landesjutzendamt der Nhcinprovinz für das
Rechnungsjahr 1928 werden folgende Anträge gestellt:

1. Von Seiten der KPD-Fraktion (Drncksachc Nr. 57):
„Zum Umbau des bisherigen Kinderheims der I. H. H. in Nemscheid in ein Ferienheim bewilligt

das Lllndcsjugendllmt einen Zuschuß von 500N RM."
2. Von der SPD-Fraktion (Drncksachc Nr. 76):

„Die sozialdemokratische Fraktion des RheinischenProvinziallandtages begrüßt die vom Landes-
jugendamt in die Wege geleitete Unterstützungeiner planmäßigen Schulzahnpflege. Sie schließt sich
der einmütigen Auffassungder Mitglieder des FachausschussesII beim Landesjugendamt an, daß für
diesen Zweck besondere Mittel zur Verfügung gestellt werden müssen. Aus diesem Grunde wird
beantragt:

„Provinziallandtllg wolle beschließen, die Mittel der Kindcrgesundhcitsfürsorgcim Haushaltsplan
des üandesjugendamtes um 59 000 RM. zu erhöhen."
Der II. Fachansschußschlägt folgende Beschlußfassungvor (Drucksache Nr. 111):
„Der Provinziallandtag wolle den Haushaltsplan annehmen mit der Maßgabe, daß Titel III, 1 der

Ausgabe lautet:
-l) Iugcudfürsorge ............................. 175 000 RM.
b) Iugendgesnndhcitsfürsorge ........................ 75 000 RM.

Weiter wolle der Provinziallandtag zur Durchführung der Schulzahnpflege 50 000 RM. bereitstellen
und diesen Betrag aus den Überschüssen des Rechnungsjahres 1927 entnehmen. Für 1929 ist erforderlichen¬
falls der Netrag in den Haushalt einzusctzeu.

Bezüglich des Antrages der KPD-Fraktion hält sich der FachausschußI l uicht für zuständig. Der Antrag
wird zurückgezogen. Die KPD.-Fraktion behält sich vor, den Antrag bei dein Landesjugcndnmt zu wieder¬
holen."

Der I. Fachausschuß schließt sich dem Autrage des II. Fachausschusses auf Vereitstellungder 50 000 RM.
zur Durchführung der Schulzahnpflege an.

Der Provinziallandtag beschließt nach dem Antrage des II. Fachausschusses.
16. Die Beschwerde des Robert Kiesel, früher Werklehrmeisteran der Austalt für hirnverletzte

Kriegsbeschädigtein Bonn wegen vorschriftswidriger Führung seiner Persoualakteu wird in Überein¬
stimmung mit denl Provinzialausschuß(Drucksache Nr. 34, lfd. Nr. 1) und dem I. Fachausschußabgewiesen.

17. Eingruppiernng von Beamten.
Zu den Anträgen des DeutschenVerbandes für die beruflicheKraukeu-uud Wohlfahrtspflege und des

Verbandes der Gemeinde- nnd Staatsarbciter, Sektion Gesuudhcitsweseu,betreffend Eiugruppicruug des
beamteteu Pflegcpersouals, des Erzichungspersonals, der Aufsichtsbcnmten an der Provinzial-Arbcits-
anstalt, des Hllndwcrkspcrsonlllsu. a. beschließt der Provinziallandtag entsprechenddem Vorschlagedes
Provinzialllusschusses(Drucksllche Nr. 34, lfd. Nr. 2) und des I, Fllchnusschusses, die Angelegenheit dem
Provinzialausschußzur Erledigung bei der Neuordnung der Vesoldungsverhältnisseder Provinzialbeamten
zu überweiscu. Er überträgt die Augleichuugder ueuen Vcsoldungsordmmg an die staatliche Besuldungs-
ordnung, wie seinerzeitdnrch Beschlußdes 60. Provinziallandtages vom 15. März 1921, dein Provinzial»
ausschnß.

Um 13 Uhr 30 Minuten tritt eine Pause von 1 Stunde ein.
18. Kredithilfe für die notleidende Landwirtschaft.
Der Antrag des Provinzialllusschusseslautet (Drucksache Nr. 32):
„Der Proviuzillllaudtag beschließt:

I. Den Provinzialausschuß zu ermächtige,:, der Laudesbank der Rheinprovinz zur Gewähruug vou Um-
schuldungskrcditenan rheinische Landwirte die Aufnahme einer Anleihe bis zur Gesamthühc von
30 Millionen Goldmark durch Übernahme einer auf in- oder ausländischeWährung lantendcn Schuld¬
verpflichtung oder Bürgschaft in Höhe des Anleihebetrages zn erleichtern.

II. Den Provinzialausschußzu ermächtigen, bei Gewährung von Krediten an rheinische Landwirte durch
die Laudesbank der Rheinprovinz dieser gegenüber Bürgschaft zu übernehmen, soweit diese Kredite
die für crststellige hypothekarischeBelcihuug zur Zeit eingehaltenen Veleihungsgrcnzcn überschreiten,
und zwar bis zur Gcsmnthühevon 30 Millionen Goldmark.

III. Den Provinzialausschuß zu ermächtigen, deu Rheinischen Provinzialvcrband zusammen mit Reich
und Staat an einer die Kredite sicherndenOrganisation zn beteiligen, im übrigen aber von der ihm
erteilten Ermächtigung zur Übernahme der Bürgschaft für landwirtschaftlicheUmschulduugskredite
nur unter der Voraussetzung Gebranch zu machen, daß der Provinzialvcrband infolge Eintretens
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anderer öffentlicher Verbände an den auf Grund der Bürgschaftsübernahme aufzubringenden Lei¬
stungen nicht mit mehr als ein Drittel beteiligt bleibt. Die Landesbankder Rheinprovinz soll daneben
berechtigtsein, sich weitere Sicherheiten von unteren kommunalen Verbänden, Genossenschaften,oder
von anderer Seite geben zu lassen."
Hierzu bringt die Zentrumsfraktion folgende Entschließungmit Zusatzantrag ein (Drucksache Nr. 51
und 99):
„Wie in der gesamten deutschen,so befinden sich auch innerhalb der rheinischenLandwirtschaft aller-

weiteste Kreise in einer überaus schwierigenund bedrängten Lage. Dies nm so mehr, als in der Rhein-
Provinz die Zahl der kleinbäuerlichenBetriebe eine außergewöhnlichhohe ist. Von den 592 722 rheinischen
landwirtschaftlichenBetrieben sind 76,6 °/> kleine Parzellen- nnd Zweigbetriebe unter 2 ba, 60,3 °/o kleinste
Zwergbetriebe unter 0,5 ba.

Die Auffassung, daß die rheinischeLandwirtschaft von der allgemeinen Agrarkriseweniger betroffen
ist, ist irrig und beruht auf der Tatsache, daß bei Feststellung der Vcrschuldungsziffernirrtümlich lediglich
die Realfchuldenherangezogen worden sind, während die weit drückenderenPersonalschulden,welche die
Realschuldenmit 350 Millionen NM. um faßt die Hälfte übersteigen,hierbei unberücksichtigt gebliebensind.
Diese Verschuldungder rheinischen Landwirtschafthat mit dazu geführt, daß die Lebenshaltung zahlreicher
Kleinbauernfamilien einen Tiefstand erreicht hat, der als menschenwürdignicht mehr angesprochenwerden
kann.

Verschärft wird die Not der rheinischenLandwirtschaft durch die von Jahr zu Jahr zugenommene
Einfuhr ausländischer Produkte über die Westgrenze und ans dem Rhein. Dieser Konkurrenz kann die
rheinischeLandwirtschaft um so weniger begegnen, als sie durch Reparationen, Steuern, Abgaben und
Zinsen in einer unerträglichen Weise belastet ist.

Bauernnot ist Volksnot! Soll der Ruin der Landwirtschaftnicht der Volksgesamtheitznm Verhängnis
werden, so sind, wie im Reich nnd in den Ländern, auch in den Provinzen wirksame Hilfsmaßnahmen zu¬
gunsten der Landwirtschaftdringend notwendig. Hierbei müßte neben einer Hebung der Rentabilität durch
Erzielung angemessenerPreise nnd Beseitigungdes Mißverhältnisseszwischen Produktion und Produktions¬
mittelpreisen sowie zwischen Erzeuger- und Verbraucherpreisen, besonderer Wert darauf gelegt werden,
daß durch Steuererleichterung und erträgliche Kredite der Landwirtschaft aus ihrer Verschuldungheraus¬
geholfen wird.

Wir erwarten daher zunächst, daß der RheinischeProvinziallandtag für den vom Reich für die Land¬
wirtschaftin Aussichtgestellte,:Kredit die notwendige Bürgschaft übernimmt.

Bei aller Anerkennung dieser Hilfe müssen wir aber darüber hinaus weitergeheude Hilfsmaßnahmen
erbitten, wenn die Landwirtschaft der wirtschaftlichenGesundung, d. h. der Rentabilität ihrer Betriebe
wieder zugeführt werden soll.

Als geeignete Mittel hierzu beantragen wir:
1. für eine Iinsvcrbilligungsaktion der Provinz besonders zugunsten der leistungsschwachenund am

stärksten verschuldetenBetriebe der rheinischen Landwirtschaft 200 000 NM.,
2. znr Durchführung prodnktions- und absatzorganisaturischerMaßnahmen mit dem besonderen Zwecke

der Verringerung der Spanne zwischen Erzeuger- uud Verbraucherpreisen100 000 RM. zu bewilligen
und die Verteilung dieser Mittel durch den Provinzialausschuß, uuter Anhörung der Landwirtschafts-
kanuner sowie der freien Berufsorganisationen der Landwirtschaftund des Obst- und Gemüsebaues,
vorzunehmen.
Die Bereitstellung der 300 000 RM. soll aus der in Titel I des Haushaltsplans der Vermögens- und

Schuldenverwaltuug in gleicher Höhe vorgesehenen Schuldentilgung, unter Zurückstellungder letzteren,
erfolgen."

„Ferner muß die Lebenshaltung der breiten Volksschichten so gestellt werden, daß sie in der Lage sind,
auch hochwertige landwirtschaftlicheProdukte, sei es als Einzelpersonen,sei es durch Vermittlung der großen
Verbiaucherorgllnislltionen,zu kaufen. Durch die Stärkung der KaufKaft der breiten Massen des Volkes
werden die Bestrebungen der Landwirtschaft nachhaltig unterstützt. Die gegenwärtige Lage namentlich
der Arbeiterschaftentspricht in weitgehendemMaße leider nicht dem allgemeinen Knlturstaud der gesamten
Bevölkerung."

Von der KPD.-Fraktion werden folgende Anträge gestellt:
1. (Drucksache Nr. 52):
„Der 74. RheinischeProvinziallandtag fordert von der Reichs- uud Staatsrcgierung zur Linderung

der Notlage der bäuerlichen Familienbetriebe für das Gebiet der Rheiupruviuz folgende Maßnahmen:
1. Vereitstellung von Mitteln an besonders bedrängte Baucrnwirtschaften von der Größe einer Acker¬

nahrung, insbesondere für die Grenzgemeinden im Kreife Bitburg und Prüm, sowie Eifel, Wcster-
wllld, Hunsrück ufw. zwecks Vermeidung von Zwangsenteignungen.
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2. Streichung der Rentenbank-Grundschulden für die obengenannten Kleinbetriebe, Beseitigung der
indirekten Steuern, Fortfall bzw. Herabsetzungder Gemeindeabgaben.

3. Befreiung von der Vermögensnachlaß- und Umsatzsteuer,sowie Heraufsetzung des steuerfreien
Einkommens unter Freilassung der mitarbeitenden Familienangehörigen.

4. Verbot von Zwangsenteignungen aus bäuerlichem Bodeu uud Inventar auf Grund rückständiger
Steuer- und Pachtschulden.

5. Belieferung dieser Betriebe mit den notwendigsten Düngermitteln, Maschinen, Saatgut, Zuchtvieh,
Obstbäumen u. dgl.

6. Gewährung ausreichender Staatshilfe, sowie Bilduug bäuerlicher Genossenschaften,deren Aufgabe
in der Verbesserung der Qualität der Produkte, Organisierung des Versands sowie in der Boden«
Melioration und Umstellungder Produktion in Gebirgsgegenden bestehenmuß.

7. Förderung der Belieferung an Gemeinden und Konsumvereinendurch die bäuerlichenOrganisationen
sowie Gewährung von Vorzugstarifen für die Beförderung bäuerlicher Erzeugnisse.

8. Zur Durchführung und Finanzierung vorstehenderForderungen schlägt der Provinziallandtag folgende
Maßnahmen vor:
a) Schärfere Vesteueruug uud restlose Eintreibung der rückständigenSteuern bei Großbauern und

Großgrundbesitzern.
d) Ersparnisseaus dem Abbau der hohen Ausgaben an Gehältern und Pensionen der Minister, sowie

der oberen Beamten der Finanz- uud Steuervcrwaltuugen, der Reichswehr,Marine uud der Staats¬
polizei, durch Abbau des oberen Beamtenapparates und Streichung der Aufwendungen für die
Kulturreaktion.

o) Durch sofortige Einstellung jeglicher Zahlungen an die ehemaligen Fürsten und Standesherren,
sowie jeglicherLiebesgaben an die Kapitalisten und Großgrundbesitzer."

2. Drucksache Nr. 73:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
Da die Notlage der werktätigen Bauern sich mit jedem Tag infolge des Steuerdruckes der Reichs- und

Staatsregierung verschlimmertund das sogenannte Notprogramm der Bürgerblockregieruugausschließlich
zur Bereicherungder Großgrundbesitzergeschaffen wnrde, wird die Landcsbankder Rheinprovinz ermächtigt:

1. Eine Anleihe in Höhe von 40 Millionen NM. aufzunehmen, um damit die drückenden Personalschulden
der Klein- und Mittelbauern in langfristige Kredite umzuwandeln.

2. Diese Umschulduugskreditesind im Einvernehmen mit den Kreis- und Kommuualverwaltuugen und
den kleinbäuerlichenVcrufsorganislltioucn ausschließlich an klein- uud mittelbäuerliche Betriebe
zu verteilen.

3. Aus laufenden Mitteln des Haushaltsplanes werden außerdem 500 000 RM. für den Erlaß der Zinsen
oder Iinsverbillignng bei kleinbäuerlichenWirtschaften bereitgestellt."
3. Drucksache Nr. 84:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
Die Gewährung von Ümschuldungskreditender Landcsbank der Rheinprovinz an Klein- und Mittel¬

bauern ist nicht abhängig zu macheu vou der Sanierungsfähigkeit diefer volkswirtschaftlich wichtigenland¬
wirtschaftlichenKleinbetriebe."

4. Drucksache Nr. 98 als Iusatzantrag zu Drucksache Nr. 51:
„Der Provinziallandtag beschließtdem Absatz 1 znznfügen „ ..... der rheinischen Landwirtschaft

— jährlich auf mindestens 5 Jahre — 200 000 NM."
In Drucksache Nr. 115 beantragt der V. Fachausschuß:
„Der Provinziallandtag wolle

1. den Antrag des Provinzialausschusses(Drucksache Nr. 32) unverändert annehmen,
2. den Entschließungender Zentrnmsfraktion (Drucksachen 51 und 99) zustimmen,
3. den Provinzialausschuß ersuchen, in die nächstjährigen Provinzialhaushaltspläne bei Weiterbestehen

der Notlage in der Landwirtschaftden Betrag von 200 000 RM. für die Zinsverbilligungsaktion (vgl.
Ziffer 1 der Entschließungder Zentrumsfraktion) einzusetzen,

4. die Anträge der KPD.-Fraktion (Drucksachen Nr. 52, 73, 84 und 98) ablehnen."
Der I. Fachausschußschließt sich den, Vorschlägendes V. Fachausschussesan mit der Maßgabe, daß

Ziffer 3 des Vorfchlages wie folgt geändert wird:
„den Provinzialausschuß ersuchen, zu erwägen, ob in den nächstjährigenHaushaltsplan bei Weiter»

bestehen der Notlage in der Landwirtschaftder Betrag von 200 000 NM. für die Zinsverbilligungsaktion
(vgl. Ziffer 1 der Entschließungder Zentrumsfraktion) eingesetzt werden kann."

Der Provinziallandtag beschließt in diesem Sinne.
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19. Förderung der bäuerlichen Ansiedlung in den Grenzgebieten.
Der Provinzilllllusschnßbeantragt (Drucksache Nr. 29):
„Der Provinziallandtag wolle genehmigen,

1. daß der Provinzialverband bis zu einem Gesamtbeträge von 500 000 NM. selbstschuldnerische
Bürgschaften für Tilgungsdarlehen übernimmt, die die Landesbankder Rhcinprovinz oder rheinische
Sparkassen an geeignete rheinische Landwirte, Bauernsöhne und Landarbeitcr, die sich im Osten oder
Norden unseres Vaterlandes oder in den dünnbesiedelten westlichenGrenzkreisender Rheinprovinz
ansiedeln, zur Beschaffung der notwendigen Stellenanzahluug gewährt,

2. daß die Zinsbelastung dieser bäuerlichenSiedler aus Anzahlnngskrediten,die sie bei der Landesbank
oder bei rheinischen Sparkassen, gegebenenfallsauch au anderen geeignetenStellen aufnehmen müssen,
durch Zinszuschüsse des Provinzialvcrbandes bis zu einer Daner von fünf Jahren bis auf eineu Satz
von 4 "/> gesenkt weiden kann,

3. daß die zur Iinsverbilligung gemäß Ziffer 2 erforderlichwerdenden Zuschüsse für die Dauer vou jeweils
fünf Jahren in die Haushaltspläne der kommendenRechnungsjahre eingestelltweiden."
Hierzu stellt die SPD.-Fraktion folgenden Zusatzantrag (Drucksache Nr. 40):
„Dem Beschlußist ein Absatz 4 anzugliedern folgenden Wortlautes:
Dem Provinziallandtag ist alljährlich eine Übersichtüber die Anzahl der gestellten nnd bewilligten

Anträge und der bewilligten Mitteln, getrennt nach selbständigenLandwirten, Söhnen von Landwirten
und Landarbeitcrn vorzulegen."

Die KPD.-Fraktion beantragt (Drucksache Nr. 80):
„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
Zur Förderung der bäuerlichen Ansiedlung uud der Schaffung von Siedlungsmöglichkeitensollen

zuerst alle vorhaudeueu Möglichkeiten innerhalb der Rhcinprovinz ausgenützt werden. Dieselbensind durch
Umlegungen uud entschädigungsloseEnteignung von Großgrundbesitzzu erweitern.

Erst wenn diese Siedluugsmöglichkcitenausgenutzt siud, ist eine Siedlung im Osten zu befürworten.
Zur Finanzieruug der Siedlungen werden vom Provinziallandtag 2 Millionen RM. in den diesjährigen

Etat eingesetzt,die in Form von zinslosen Darlehen ausschließlich an Klein- nnd Mittelbauern gewährt
werden, welche durch dcu beschränkten Umfang ihres Betriebes gezwungensind, ihre Söhne siedeln zu lassen."

Der V. Fachausschußempfiehlt folgende Beschlußfassung(Drucksache Nr. 114):
„Der Provinziallandtag wolle den Antrag des Provinzialausschussesannehmen mit der Maßgabe, daß

in Absatz IV Ziffer 1 Reihe 4, hinter dem Worte „oder" die Worte „in den dünnbesiedeltenwestlichen Grenz¬
kreisen der Rhcinprovinz" gestrichenuud dafür die Worte „iu geeigneten Gebieten der Rheinprovinz"
gesetzt werden.

Provinziallandtag wolle ferner den Zusatzantrag der SPD.-Fraktion ((Drucksache Nr. 40) annehmen,
den Antrag der KPD.-Fraktion (Drucksache Nr. 80) dagegen ablehnen."

Es wird nach dem Antrage des Fachausschussesbeschlossen.
20. Bodenmeliorationcn in kleinbäuerlichen Wirtschaften.
Die KPD.-Fraktion bringt folgenden Antrag ein (Drucksache Nr. 74):
„Der 74. RheinischeProvinziallandtag beschließt:
Die in: Etat für landwirtschaftlicheAngelegenheiten, Titel II ^ eingesetztenprovinziellen Ausgaben

für Bodeumcliorationen werden um 813 900 RM. auf 1 400 000 NM. erhöht.
Der Mehrbetrag wird auf die einzelnen Regierungsbezirkeverteilt, wobei die Notlage der einzelnen

Gebiete besonders zu berücksichtigen ist.
Die Beträge werden in erster Linie für die Meliorationen und Wasserleitungsanlagenin kleinbäuerlichen

Wirtschaften verwandt."
Anf Vorschlagdes V. Fachausschusseswird Ablehnung beschlossen.
21. Eindeichungsprojekt Neuwied.
Auf Vorschlagdes Provinzialausschusses(Drucksache Nr. 13) und des V. Fachausschussesbewilligt der

Provinziallandtag zur Durchführung des Eindeichuugsprojektes Neuwied aus Proviuzialmitteln eine
erste Rate von 500 000 RM. Der von der KPD.-Fraktion gestellteAntrag (Drucksache Nr. 85):

„„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
Der Betrag von 500 000 NM, als erste Rate zur Durchführung des Eindeichnngsprojektsin Nenwied

wird bewilligt mit der Maßgabe:
1. Für alle Arbeiten wird grundfätzlich der Achtstundentagfestgelegt nnd durchgeführt.Falls Witterungs¬

einflüsse uud sonstige unvorhergeseheneUmstände eine Langerarbeit notwendig machen, ist das Zwei-
evtl. Dreischichtensystem zur Einhaltung der achtstündigenArbeitszeit einzuführen.
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2. Für alle Arbeiten ist der im Bezirkstags für das Baugewerbe festgelegteTariflohn zu zahlen.
3. Den von auswärts evtl. herauzuziehenden Arbeitern wird das Fahrgeld und die Fahrzeit vergütet.
4. Die Bestimmungen von 1 bis 3 gelten auch für deu Bau der Aggertalsperre."

wird abgelehnt.
22. Behebung der Winzernot.
In Übereinstimmungmit dem Provinzialausschuß (Druckfache Nr. 12) und dem V. Fachansfchußfaßt

der Provinziallandtag folgenden Beschluß:
„1. Der Provinziallandtag erhöht die 100 000 NM., die zur Behebung der Winzernot und für die Zwecke

des Weinbaues in Verfolg feiner bisherigen Beschlüssein den Haushaltsplan einzusetzenwaren,
auf 150 000 RM.

2. Der Proviuzialausschuß wird mit der Verwendung der Mittel beauftragt."
Zu dem von der KPD.-Fraktion gestelltenAntrage (Drucksachc Nr. 82):
„Die zur Behebung der Winzernot in den Weinbaugebieten bisher zur Verfügung stehende Summe

von 25 000 NM. wird als völlig unzureichendbetrachtet und auf 150 000 NM. erhöht. Die Summe soll
ausschließlich dazu verwandt werden, die wirtschaftlich fchwachen Betriebe der Kleinwinzer an der Mosel,
Saar, Nuwer und Nahe zu stützen, wobei die Unterstützungin Form langfristiger Kredite mit verbilligtem
Zinsfuß zu gewähren ist,"
beschließt der Provinziallandtag Ablehnung.

23. Kostenloser Unterricht in den Weinbau-Lehranstalten.
Die KPD.-Fraktion beantragt (Drucksachc Nr. 83):
„Der 74. Rheinische Provinziallandtag beschließt:
Um auch den minderbemittelten Kleinwinzcrsöhnendie Möglichkeitzu geben, an dem Unterricht in

den Weinbllulehranstllltenteilzunehmen, werden aus laufenden Etatsmitteln 25 000 NM. bereitgestellt,
die zur kostenlosenVrteiluug dieses Unterrichts nebst unentgeltlicher Verpflegung und Logis verwandt
werden."

Entsprechend dem Antrage des V. Fachausschussesbeschließt der Provinziallandtag, den Autrag
abzulehnen.

24. Fortentwicklung des landwirtschaftlichen Schulwesens.
Der Provinzialausschuß beautragt (Drucksache Nr. 14):

„1. Proviuzillllandtag stimmt der Errichtung einer landwirtschaftlichenSchnle in Goch nachträglich zu, und
zwar unter den üblichen Bewilligungen rückwirkend vom Tage der Errichtung ab.

2. Provinziallandtag erklärt sich unter den üblichen Bedingungen mit der Errichtung neuer landwirt-
schaftlicher Schulen in Asbach (Kreis Neuwied) und Losheim (Nestkreis Wadern) einverstanden.

3. Provinziallandtag stimmt der Errichtung einer Ackerbauschule in Lechenich (Kreis Euskirchen)zu uud
erklärt sich uuter der Annahme, daß Staat, Landwirtschaftskammernnd Kreis Zuschüsse in gleicher Höhe
leisten,bereit, ein Viertel der laufenden Kosten der Ackerbauschule zu tragen. Provinziallandtag über¬
nimmt auch die Peusion und Hinterblicbenenvcrsorgungdes Direktors der Ackerbauschule.

4. Pruvinziallaudtag erklärt sich damit einverstanden, daß den landwirtschaftlichenSchulen in Geldern,
Bitburg und Düren oder Natingcn Mädchenklassenangegliedert werden.

5. Provinziallandtag übernimmt die Pension und Hinterbliebenenversorgungder Leiterinnen der Mädchen¬
klassen an den landwirtschaftlichenSchulen in gleicherWeise, wie er auch die Peusiou uud Hinter-
bliebeueuversorgungder Direktoren der landwirtschaftlichenSchulen übernommen hat."
Hierzu werden folgende Zusatzanträge gestellt:
») von der Zeutrumsfrattion (Drucksache Nr. 50):
„In Ziffer 2 werden hinter Losheim (Nestkreis Wadern) die Worte eingefügt: fowie in Dann (Kreis

Dann) und einer noch näher mit dem Kreise Prüm zu vereinbarenden Ortschaft im Westen dieses Kreises."
Begründung:

1. Dann. Kieisverwaltung uud Landwirtschaftskammerfind darin einig, daß die Errichtung einer
zweiten landwirtschaftlichenSchule im Kreifc Dauu im Interesse der Laudwirtschaft unumgänglich not¬
wendig ist nnd keinen Aufschub mehr duldet. Die Lebensfähigkeitder Schule steht außer allem Zweifel.
In den vier Bürgermeistereien, die für den SchulbezirkDauu in Frage kommen,siud etwa 1900 Betriebe
zwischen 1 nnd 5 bu, groß, rnnd 1600 Betriebe von 5 bis 10 Iiu, Größe vorhanden und etwa 400 Betriebe
mit mehr als 10 w landwirtschaftlichgenutzter Fläche.

Die Kreisuerwllltuug ist auf Gruud eiuer genanen Erhebung in den Bürgermeistereien des zukünftigen
Schulbezirkszu dem Ergebnis gekommen, daß jährlich etwa 60 Schüler die Schule iu Daun besuchen werden.

Darüber hinaus siud aber uuch aus deu benachbartenBürgermeistereien der Kreise Adenau uud Cochem
Schüler zu erwarten.
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Seit langem fordert die Landwirtschaftdes Kreises Dann in dringendenResolutionendie Errichtungeiner
landwirtschaftlichenSchule.

Die Gemeinde Dann beschloß, Bauplatz mit Garten und ein Versuchsfeldkostenloszur Verfügung
zu stellen.

Der Landkreis genehmigte den Vertragsentwurf der Laudwirtschaftskammerdnrch Kreistagsbeschlnß
vom 13. Januar 1928, bewilligte also die nicht unbedeutenden Baukosten und die laufenden Aufwendungen
für die landwirtschaftlicheSchule.

Darauf beschlossenauch das Ientmlkuratorium für das landwirtschaftlicheSchulwesenuud der Vorstand
der Landwirtschaftskammeram 8. März d. I. die Errichtung einer landwirtschaftlichenSchnlc in Dann.

Der Vorstand der Landwirtschastskammerhat in Übereinstimmungmit dein Zentralkuratorium für
das laudwirtschllftliche Schulwesenden dringenden Wunsch, noch in diesem Jahre im Kreise Dauu eiue zweite
landwirtschaftlicheSchule mit dem Sitz in Dann zu errichten.

2. Prüm. Seit langem erstrebt die Einwohnerschaftdes westlichen Teiles des Kreises Prüm die Ein¬
richtung einer landwirtschaftlichenSchnle für die Ämter Leidenborn, Dalciden nnd Waxweiler. Die Ver¬
hältnisse der dortigen Gegend waren schon infolge der Höhenlage und der nngünstigcn Verkehrslagcsehr
schwierig. Sie sind aber durch die Fulgeu des Vorsailler Vertrages, der die Bevölkerung von bestehenden
Verkehrswegenund von günstigenBezugs- und Absatzgebietenabschnitt, ganz wesentlich verschärft worden.
Die Landwirtschaftist sehr rückständig uud das Bedürfnis nach landwirtschaftlicherBildung besondersgroß.
Die Bevölkerungist aber nicht in der Lage, ihre Söhne auf benachbartelandwirtschaftlicheSchulen zu schicken.
Sie müßte sie dort in Kost und Logis geben, wozu ihr aber die Mittel fehlen. So kommt es, daß kann: einmal
ein Schüler aus dieser Gegend die landwirtschaftlicheSchnle in Prüm besucht.

Die Schule ist lebensfähig. Die Bürgermeisterei Lcidenborn zählt etwa 425, Dalciden etwa 660 und
der in Betracht kommende Teil der BürgermeistereiWaxweileretwa 200 landwirtschaftlicheBetriebe. Hier¬
von sind 80 Betriebe unter 3 !>»,, 170 Netriebezwischen 3 und 5 b»., 308 Betriebe zwischen 5 nnd 10 l>a, während
381 Betriebe mehr als 10 bn, umfassen. Die Ermittlungen der Bürgermeister ergaben eine hinreichende
Anmeldung von Schülern.

Die Notwendigkeitder Errichtung der Schule ist auch bei den Beratungen über das Grenzprugramm
anerkannt worden. Für den Bau ist eiue Staatsbeihilfe von 60 000 NM. ans diesem Programm in Aus¬
sicht gestellt.

Der Kreisausschußhat bereits beschlossen, dem Kreistage für seine am 3. April stattfindende Sitzung
die Errichtung dieser Schule vorzuschlagen.Mit einem zustimmendenBeschluß des Kreistages ist zu rechnen.

Über den Ort, an dem die Schule errichtetwerden soll, hat man sich noch nicht einigen können. Genannt
wurden bisher die Orte Dalciden, Eschfeldund llttfeld. Voraussichtlich wird auch im Kreistag keine Einigung
über dcu Ort erzielt werden. Er wird wahrscheinlich die Bestimmung des Ortes der Landwirtschastskammer
überlassen.

Mit Rücksicht auf diefen Stand der Dinge nnd im Interesse der Förderung der Landwirtschaftin den
Kreisen Dann und Prüm bitten wir, den Provinziallandtag, sich unter den üblichenBedingungen mit der
Errichtung neuer landwirtschaftlicherSchnlen in Dann und dem noch näher zu bestimmeudeuOrt im Kreise
Prüm einverstanden zu erklären."

b) Von der KPD.-Fraktion (Drucksache Nr. 81):
„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
An allen landwirtschaftlichenBerufs- und Fachschulen werden genügendeFreistelleneingerichtet,so daß

in größtem Maße die Söhne von Klein- und Mittelbauern an dem landwirtschaftlichenUnterrichtunentgeltlich
teilnehmen können. Die dazu notwendigen Mittel werden im diesjährigen Haushaltsplan der Provinzial-
verwaltuug eingestellt."

o) Außerdem wird von der Zentrumsfraktion noch folgender Antrag gestellt (Drucksache Nr. 100):
„Zu den Maßnahmen, die zur Hebung der wirtschaftlichenLage der kleinbäuerlichenBevölkerung in

den Höhengebieten der Eifel und des Hochwaldesmit am dringlichstenerforderlich sind, gehört in erster
Linie eine bessere Schulung der Landfrauen. Gerade der wirtschaftliche Erfolg dieser klcinbäncrlichenBe¬
triebe hängt in ausschlaggebendemMaße von der Tüchtigkeit und sachkundigen Mitarbeit der Bäuerin ab.
Ihre Tätigkeit in Hans und Hof, in Küche und Keller, im Garten, ans dem Feld nnd im Weinberg, im Stall
uud auf der Weide, in der großen Kleintierzucht,ist in starkem Maße ausschlaggebendfür das Gedeihen der
kleinbäuerlichenBetriebe.

Für die beruflicheSchulung der Landfraucn ist bisher in vollkommenunzureichendemMaße gcsorgt.
Mit großer Mühe ist erst vor kurzer Zeit iu den letzten Kreisen die Errichtung ländlicherFortbildungsschulen
für die männliche Jugend gelungen. Die Durchführungeiuer gleichen Maßnahme für die weibliche Jugend
scheitert vor allem au der Möglichkeit,geeignete Lehrkräfte in ansieichender Zahl bereitzustellennnd zu
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bezahlen. Auch die landwirtschaftlichenSchulen des RegierungsbezirksTrier könuen aus dem gleichen Grunde
in absehbarerZeit noch nicht für die berufliche Schulung der weiblichen Landjugend in ausreichendemMaße
dienstbar gemacht werden.

Es wird deshalb vorgeschlagen,zunächst für den gesamten Regierungsbezirkbei der Provinzial-Lehr«
anstatt für Weinbau, Obstbau uud Landwirtschaft eine besondere Bänerinnenklasse einzurichten, die nicht
nur den Interessen des Landkreises Trier, sondern darüber hinaus des gesamten Bezirkes zu dieneu bestimmt
sein soll. Insbesondere dieser letztere Umstand rechtfertigt die Errichtung einer solchen Klasse im Anschluß
an die genannte Provinzialanstalt.

Um die Durchführung dieses Planes mit möglichsterBeschleunigungsicherzustellen, wird deshalb be°
autragt, Provinziallandtag wolle den Provinzialausschuß ermächtigen, im Benehmen mit der Landwirt¬
schaftskammerder Nhcinprovinz und den: Landkreis Trier in Verbindung mit der Provinzial-Lehranstalt
für Weinbau, Obstbau und Landwirtschaft in Trier eine Väuerinncuklasseeinzurichtenund die zu diesem
Zwecke erforderlichen bauliche« uud sonstigen Maßnahmen zn treffen. Dem nächsten Provinziallandtag
ist ein Bericht über das Veranlaßte zu erstatten."

Der V. Fachausschußbeantragt (Drucksache Nr. 113), den Antrag des Provinzialausschussesund den
Iusatzllntiag der Zentrumsfraktion auf Errichtung von landwirtschaftlichenSchulen in Dann und im Kreise
Prüm sowie den Antrag der Zentrumsfraktion, betreffend Einrichtung vou Bäucrinucnklasscnbei der Wein-
banlehranstalt in Trier unverändert anzunehmen, den Iusatzantrag der KPD.-Fraktion betreffend Ein¬
richtung von Freistellen abzulehnen.

Der I, Fachausschußschließt sich dem Vorschlagedes V. Fachausschussesan mit der Maßgabe, daß
an Stelle des Wortes „Bänerinncnklasse" gesetzt wird „Mädchenklasse".

Der Provinziallandtag beschließt in diesem Sinne.
25. Einfuhr von Gefrierfleisch.
Die SPD.-Fraktion beantragt in Drucksache Nr. 41:
„Im Nahmeu des Notprogramms für die Landwirtschaft ist das zollfreie Gefrierfleischkontingentauf

50 000 Tonnen jährlich herabgesetzt worden. Der Provinziallandtag erblickt hierin eine schwere Schädigung
der Ernährung der Industriebevölkerung der Rheinprovinz, ohne daß hierdurch der Landwirtschaft ge¬
holfen wird.

Der Provinziallandtag beauftragt die Provinzialverwaltung mit allem Nachdruck auf die Reichs-
regierung nnd das Neichsernährungsministerium einzuwirken, um

1. die Wiederherstellungdes zollfreien Kontingents vou 120 000 Tonnen jährlich herbeizuführen,
2. eine planmäßige Beaufsichtigungder Verteilung und eine wirksameKontrolle der Preisgestaltung des

zollfreien Gefrierfleischesdurch die Gemeindebehörden im Interesse der Verbraucher zu erwirken."
Der Antrag der KPD.-Fraktiun lantet (Drucksache Nr. 77):
„Provinziallandtag wolle beschließen:
Die Rcichsregicrung hat im Nahmen des sogenannten Notprogramms, das den Anfgabcnkreis des

derzeitigen Reichstags umfaßt und das mit Duldung aller bürgerlichenParteien einschließlich der Sozial-
demokratenanfgestclltwurde, das Kontingent für zollfreies Gefrierfleischauf 50 000 Tonnen jährlich herab¬
gesetzt. Der Provinziallandtag erblickt darin eine erneute Belastung der Arbeiterschaft,die untragbar ist.

Die Provinzialverwaltung wird beauftragt, mit allem Nachdruckdarauf hin zuarbeite«, daß der Einfuhr¬
zoll für Gefrierfleischaufgehoben und die Einfuhr freigegeben wird."

Der V. Fachausschußschlägt Ablehnung beider Anträge vor.
Es wird dementsprechendbeschlossen.
26. Der Antrag des Rheinischen Gemeindeförster-Nereins auf Errichtung eiuer Proviuzial-

Besoldungskasse für die Gemeindeförster wird in Übereinstimmung mit dem Provinzialausschuß
(Drucksache Nr. 34, lfd. Nr. 3) uud dem I. Fachausschußabgelehnt.

27. Vcrbilligung von Darlehen für Wohnungen kinderreicher Familien.
Der Antrag der Zentrumsfraktion lautet (Drucksache Nr. 101):
„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
Der Provinzialausschußwird ermächtigt,einen Betrag bis zu 100 000 NM. — EinhunderttansendRM. —

aufzuwenden, zur Verbilligung von Darlehen für Wohnungen minderbemittelter kinderreicherFamilien."
Begründung:

Die tief bedauerlichenFolgen der Wohnungsnot machen fich erfahrungsgemäß bei den kinderreichen
Familien am stärksten bemerkbar und führen hier nicht selten zur vollständigenZerrüttung der Familie
überhaupt. Eiu solcher Umfang der Wohnungsnot dieser Familien, die sich infolge ihrer wirtschaftlichen
Verhältnisseaus eigener Kraft nicht helfen können, muß uns aus kultur- uud bevölkerungspolitischenGründen
mit ernster Sorge erfüllen. Wirksamkann hier nur geholfen werden, wenn die aufzubringende Miete für
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die entsprechendder Stärke der Familie benötigte Wohnung, unter Berücksichtigung des Einkommens des
Ernährers der Familie, für diese tragbar ist. Der genannte Betrag soll dazu dienen, einen Teil des Iinsen-
dienstcs bei Aufucchmcvon Darlehen bei der Landesbank zur Errichtung von Wohnungen für minder¬
bemittelte kinderreiche Familien zu übernehmen und stellt damit zu gleicher Zeit einen wertvollen Akt vor¬
beugender Fürsorge dar. Die Einsetzungeines solchen Betrages rechtfertigt sich um so mehr, als dadurch
auch Ersparnisse im Haushaltsplan der Fürsorgeerziehung zu erwarten sind."

Entsprechenddem Antrage des I. Fachansschusses (DrucksacheNr. 107) wird der Antrag angenommen.
Der Betrag ist evtl. aus den Überschüssen des Jahres 192? zu entnehmen.

Auf Antrag des Abgeordneten Haas werden die Verhandlungen abgebrochenund die nächste Sitzung
auf morgen vormittag 10 Uhr anberaumt.

Auf die Tagesordnung werden gesetzt die noch uicht erledigten Punkte der heutigen Tagesordnung sowie
die beiden eingangs erwähnten ncueingegangenen Anträge.

(Schluß der Sitzung 17 Uhr 45 Minuten.)

Der Vorsitzende: Die Schriftführer:

Dr. Iarres. Dr. Kirchner. Otto.

Fünfte Sitzung.
Verhandelt im Sitzungssaale des Standehauses zu Düsseldorf,

Samstag, den 35. März -1928.

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung um 10 Uhr 30 Minuten. Die Niederschrift über die gestrige Sitzung
liegt auf dem Tische des Hauses offen.

Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Abgeordneten Elfes und Hauck.
Die Abgeordneten Pikard und Miß haben sich entschuldigt.
1. Der Haushaltsplan der Vermögens- und Schnldenverwaltung für das Rechnungs¬

jahr 1928 wird nach Vorschlag des I. Fachausschusses (Drucksache Nr. 103) mit der Maßgabe angenommen,
daß der zur teilweisen Deckung des Fehlbetrages des ordentlichenHaushalts 1925 vorgeseheneBetrag vou
300 000 RM. (Titel I der Ausgabe) mit 200 000 RM. für eiue Ziusvcrbilliguugsaktiou der Provinz be¬
sonders zugunsten der leistungsschwachen und am stärkstenverschuldetenBetriebe der rheinischen Land¬
wirtschaft und mit 100 000 RM. zur Durchführung Produktions- nnd absatzorganisatorischerMaßnahmen
mit dem besonderen Zweck der Verringerung der Spanne zwischenErzeuger- und Verbraucherpreisen
verwandt wird.

2. Mittel für außerordentliche Zwecke des Straßenbaues.
Der Proviuzialausschuß schlägt folgenden Beschluß vor (Drucksache Nr. 26):
„Der Provinziallaudtag genehmigt die vorgeschlageneArt der Verwendung von 10 000 000 RM.

außerordentlicher Mittel für Stmßenbauzwecke, über deren Bereitstellung dem Provinziallandtag eine
besondere Vorlage vorliegt, und ermächtigt den Provinzialausschuß, die zwecks Durchführung des Bau¬
vorhabens insbefondere zur Einleitung des Enteignungsverfahrens für die Straße Köln—Bonn erforder¬
lichen Beschlüsse zu fassen."

Hierzu stellt die KPD.-Fmktiou folgenden Iusatzantrag (Drucksache Nr. 79):
„Die Anleihe von 10 Millionen RM. für Stmßenbauten (DrucksacheNr. 26) wird erhöht auf 20 Millio¬

nen RM.
Von den zu WegebauzweckeuvorgesehenenAnleihemitteln werden 7 Millionen RM. bereitgestellt

zur Unterstützungdes Wegebaues der Landgemeinden.
Für Umgehungsstraßen werden hiervon 5 Millionen RM. bereitgestellt."
Der IV. Fachausschußbeantragt (Drucksache Nr. 104):
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„Der Provinziallandtag wolle
a) den Antrag des Pruvinzialausschusscsunverändert annehmen und
d) den Iusahantrag der KPD.-Fraktion (Drucksache Nr, 79) ablehnen; dagegen ist der IV, Fachausschuß

der Meiuuug, daß eine Erhöhung der Mittel für den Straßenbau sehr erwünscht ist. Ob und in welcher
Höhe dem allseits erkannten Bedürfnis in finanzieller Weise Rechnung getragen werden kann, bittet
der IV, Fachausschußdeu I, Fachausschußund den Provinzialausschuß zu prüfen."
Der 1. Fachausschußschlägt vor: „Der Provinziallandtag wolle es bei der Vorlage des Provinzial-

ausschusses über die für außerordentlicheZwecke des Straßenbaues aufzunehmendeAnleihe von 10 Millio¬
nen RM. belassen."

Es wird nach dem Vorschlageder Fachausschüssebeschlossen.
3. Anfuahmc eiuer Anleihe.
Der Antrag des Provinzialausschusseslautet (Drucksache Nr. 16):

„1. Der Provinziallaudtllg beschließt die Aufnahme einer Anleihe von 15 055 000 NM. für nachstehende
Zwecke:
ll) zur Deckungdes außerordentlichen Haushalts 1927 ............ 2 210 000 NM.
I>) für außerordeutliche Zwecke des Straßenbaues .............. 10 000000 „
r) zur Erhöhung des Kapitals der Landesbank ............... 2 500 000 „
<l) zur Deckung der Mehrkosten für den Ausbau und die Inneneinrichtung der ortho¬

pädischen Provinzial-Kinderheilanstalt Süchteln .............. 210 000 „
>>) zum Ankauf vou Gelände für die Lehranstalt für Weinban, Obstbau uud Land-

wiitschaft in Trier.......................... 135 000 „
insgesamt 15 055 000 RM.

2. Der für Zwecke des Straßenbaues erforderlicheTeil der Anleihe ist mit 5 °/^, der Restbetrag mit 2 °/>
jährlich und den durch die Rückzahlungersparten Zinsen zu tilgeu.

3. Der Provinzialausschuß wird beauftragt, die übrigen Bedingungen der Anleihe je nach der Lage des
Geldmarktes festzusetzen uud über die Begebung der Anleihe im ganzen oder in Teilbeträgen zn be¬
schließen.

4. Falls die zuständigenStellen die Aufuahme der Anleihe oder eines Teiles derselbenim Auslande zu¬
lassen, wird der Provinzialausschuß zur Aufuahme der Anleihe oder von Teilbeträgen im Auslande
ermächtigt."
Auf Vorschlagdes I. Fachausschussesbeschließt der Provinziallandtag, den Antrag des Provinzial¬

ausschusses unverändert anzunehmen.
4. Der Haushaltsplan „Verschiedenes" für das Rechnungsjahr 1928 wird auf Vorfchlag des

I. Fachausschussesunverändert angenommen.
5. Zu dem Haushaltsplan „Außerordentlicher Haushalt" für das Rechnungsjahr 1928 wird

auf Vorschlagdes I., 111. und V. Fachausschnsscsnnveränderte Annahme beschlossen.
6. Der Provinziallandtag beschließtentsprechend dem Antrage des I, Fachausschusses,den Haus-

haltsplau über Steuern und Überweisuugen aus Reichs« und Staatsmitteln für das
Rechnungsjahr 1928 unverändert anzunehmen.

7. Zu dem Haushaltsplan der Provinzialverwaltung für das Rechnungsjahr 1928 uud Vor¬
bericht hierzu schlägt der I. Fachausschußfolgende Beschlußfassungvor (Drucksache Nr. 106):

„Der Provinziallandtag wolle den Haushaltsplan unverändert und den Antrag znm Vorberichthierzu
mit der Maßgabe aunehmcu, daß als Punkt VI gesetzt wird: „Der Provinzialausschuß wird beauftragt,
dem nächstenProvinziallandtage bestimmte Vorschlägefür die Abdeckung des Defizits ans 1925 und 1926
zu machen."

Nach den Ausführungen des Berichterstatters treten jedoch an Stelle des Wortes „uuveräudert" die
Worte „mit der aus Drucksache Nr. 103 ersichtlichen Änderung", und Punkt IV des Vorberichts erhält die
Einschränkung„soweit der Provinziallandtag nicht bereits anderweit über ihn verfügt hat".

Der Provinziallandtag beschließt dementsprechend.
8. Auf Antrag des AbgeordnetenNohl kommt die Niederschriftder vom 73. Provinziallandtag gewähl¬

ten kleinen Kommissionüber die an Ort und Stelle gemachtenFeststellungenbezüglich des Todesfalles
in Niederfehmai znr Verlesung. Abgeordneter Nohl gibt hierzu ciue Erklärung ab (vgl. den steno¬
graphischenBericht).

9. Erweiterung der Erwerbslosen- und Krisenfürforgc.
Die SPD.-Fraktion bringt folgenden Antrag ein (Drucksache Nr. 42):
„Der Provinziallandtag ersncht die Provinzialverwaltung, bei der Reichs- und Staatsrcgicrung dahin

zn wirken, daß nach der Verlängerung der Verordnung über Krisenfürsorgeauch die aus der frühereu Er»
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werbslosen-und KrisenfmsorgeausgeschiedenenPersonen wieder in die Arbeitslosenversicherungbzw. in
die Krisenfürsorgeeinbezogen werden^ Die Krisenfürsorge rnnß im Anschluß an die Arbeits¬
losenunterstützung auch für die Berufe eingeführt werden, für die sie heute uicht zulässig ist. Vor
allem müsseu die Ungelernten in die Fürsorge cinbezogenwerden. Es ist zu fordern, daß alle Personen,
die noch erwerbsfähig sind, aus arbeitsmarktpolitischenGründen von den Arbeitsnachweisen und uicht
vou den Füisoigevcrbäuden betreut und unterstütztund die dadurch entstehendenKosten von Reich, Staat
und Gemeinden gemäß § 167 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung uud Arbeitslosenversicherunganteilig
getragen weiden."

Der Antrag (Drucksache Nr. 42) wurde von dem Vertreter der SPD.-Fraktion im I. Fachausschuß
zurückgezogen.An dessen Stelle wurde vou derselben Fraktion der nachstehende nene Antrag eingebracht
(Drucksache Nr. 112):

„Die Auswirkungen des Gesetzes A. V. N. V. sind durch die wesentlichgekürzteUnterstützungsdauer
sowie die eiuengeudcn Vorschriften über die Krisenfürsorgefür die Fürsorgcverbände untragbar.

Der Provinziallandtag ersuchtdaher die Provinzialverwaltuug bei der Reichs- nnd Staatsregierung
dahin zu wirken,daß die in Frage kommendenBestimmungen des Gesetzes geändert werden, insbesondere
dahingehend, daß für alle Arbeitslosen,bei denen die Voraussetzungenzum Bezüge der Arbeitslosenunter¬
stützung gegeben waren, für die weitere Dauer der Arbeitslosigkeitdie Unterstützungvom Reich getragen
wird."

Der 1. Fachausschußempfiehlt, diesen Antrag an die zuständigenStellen befürwortend weiterzngeben.
Der Provinziallandtag beschließt nach dem Vorschlagedes I. Fachausschusses.
10. Aufhebung der Oberpostdirektionen Aachen und Trier.
Die Zcntrumsfraktion schlägt vor, folgende Resolution anzunehmen (Drucksache Nr. 48):
„In einer in dem Verwaltungsmte der Reichspostvom Ncichspostministcriumvorgelegten Denkschrift

ist die Zusammenlegung ciuer Reihe vou Oberpostdirektiousbezirtenund in Verbindung hiermit die Auf¬
hebung zahlreicherOberpostdirektionen,darunter auch Aachen uud Trier, vorgefchlagcuworden. So fehr
das Bestreben des Reichspostministeriumsanzuerkennen ist, dnrch Zusammenlegung kleiner Oberpost-
dircktionsbezirkedie Verwaltuugskostenzu vermindern, so sehr muß doch auf der anderen Seite Einspruch
dagegen erhoben werden, daß sich diese Absicht zn einer schweren Schädigung der beiden GrenzstädteAachen
und Trier auswirkt, die mit am stärksten nnter den Auswirkungen des Versailler Vertrages und der Be¬
satzung zu leiden gehabt haben und noch leiden. Die Aufhebung bzw. Verlegung der Oberpostdirektion
würde für diese Städte ein neuer harter Schlag sein und von der gesamten Bevölkerung als eine un¬
berechtigte Härte empfunden weiden. Auch der bisher bei den verschiedenstenGelegenheiten vertretene
Grundsatz,mit Rücksichtauf die dcmnächstige Wiedervereinigungdes Saargebietes mit dem Trierer Bezirk
an der Gcsamtstruktionder bestehendenBehördenorganisationennichts wesentliches zu äuderu, würde durch
die Verlegung der Oberpostdirektionvon Trier in bedenklicher Weise verlassen werden. Der Provinzial¬
landtag bittet deshalb die Reichs- und Staatsregierung, vou einer Aufhebung der Oberpostdirektionen
Aachenuud Trier unter allen Umständen abzusehenund für deu Fall der Notwendigkeitder Zusammen¬
legung von Oberpostdircktionsbezirkendie Begrenzung der neuen Bezirke so vorzunehmen, daß den beiden
Städten Aachen uud Trier ihre Oberpostdirektionenerhalten bleiben."

Der I. Fachausschußschlägt hierzu vor (Drucksache Nr. 110):
„Der Proviuzialllludtag wolle der Resolution zustimmenmit der Maßgabe, daß der letzte Satz gestrichen

uud dafür gesetzt wird:
,Der Provinziallandtag bittet deshalb die Reichs- uud Staatsregierung dringend, von einer Aufhebung

der OberpostdirektionenAachen und Trier abzusehen'."
Der Antrag des I. Fachausschusseswird zum Beschluß erhoben.
11. Mißstände im rheinischen Braunkohlenrevier.
Der Beratung liegen zugrunde:
a) folgende Entschließungder KPD.-Fraktion (Drucksache Nr. 75):
„Das vemutwortuugslose Treiben der Besitzer des rheinischenVraunkohlenreviers ist dergestalt, daß

es Aufgabe aller ist, sich gegen dieses Treiben zu weuden.
I. Durch die Ausbaggerung werden große Strecken Landes verwüstet, dadurch werdeu Hunderte kleine

Vauernexistcnzen vernichtet.
II. Immer mehr werden die bis zu einem gewissenGrade feuersicherennassen Entstaubnngen in den

Brikettfabrikendes rheinischen Braunkohlenreviersabmontiert und durch trockene elektrischeEutstaubun-
gen ersetzt. Diese Entstaubnngen bedeuten eine ungeheuere Gefahr nicht nur für die im Betrieb be¬
schäftigten Arbeiter, sondern auch für die Bewohner der Siedlungen, die in der Nähe der Betriebe liegen.
Aus den angeführt«: Gründen fordert der Rheinische Provinziallandtag von der Neichsregierung

und der PreußischenStaatsregierung die Besitzer der Rheinischen Brauukohleuwerkedurch Gesetz zu zwingen:
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Zu I, Die ausgebeuteten Ländereien sind nicht nnr zuzuschütten, sondern wenigstensmit 30 em Mutter¬
boden zu bedeckeu uud so dieses Land an die Gemeinden kostenlosabzugeben, die dasselbe dann an die
ruinierten Kleinbauern verpachten.

Zu II. Zum Schutze von Leben nnd Gesundheitder Arbeiter im Betriebe und der Bewohner der Sied¬
lungen im RheinischenVrauukuhlenrcvier, ist es verbuteu, daß uoch weitere elektrische Entstaubungen ein¬
gebaut wcrdeu, die bereits eingebauten sind sofort abzumontieren und durch nasse Eutstaubungen zu ersetzen.
Der Provinziallandtag fordert von der Preußischen Staatsregieruug und der Ncichsregierung, daß hier
sofort gehandelt wird. Die Toten und Verletzten von Grube Hubertus sind ein ernster Mahnruf, der sofortiges
Handeln verlangt."

v) folgender Antrag der SPD.-Fraktion (Drucksache Nr. 96):
„Der Provinziallandtag ersucht die Proviuzialverwaltung, bei der Reichs- und Staatsregieruug dahiu

zu wirken,
I. daß die Vraunkohlenindustricdurch Gesetz gezwungen wird, den der Land- und Forstwirtschaftdurch

den Abban der Braunkohle entzogenen Boden wieder in einen solchen Iustaud zu setzen, daß er der
Land- und Forstwirtschaft wieder dienstbar gemacht werdeu kann;

II. nmfcmgreicheSicherheiten von Leben uud Gesundheit der Arbeiter in den Braunkohlcnbctrieben und
der Bewohner des Bmnnlohlenreviers zn treffen."
<) Antrag des I. Fachausschusses(Drucksache Nr. 109):
„Der Provinziallaudtllg wolle
1. die Entschließungder KPD.-Fraktion ablehnen,
2. uuter Ablehnung des Antrags der SPD.-Fraktion den

Piovinzialausschuß ersuchen, dem nächsten Provinziallandtage einen Bericht über die Mißstände, die sich
im Brauukohlenrevicr dnrch den Abbau der Braunkohle ergeben haben, zu erstatten."

Bei der Beratung wird der Antrag der SPD.-Fraktion durch deu Abgeordneten Floßdorf wie folgt
erweitert: „Es möge die RheinischeProvinzialverwaltuug mit den zuständigen Kreisen des Reiches, des
Staates, der zuständigen Landkreisennd der Braunkohlenindustrie iu Verbindung treten, um im Brcmn-
kohlengebieteeine planmäßige Umgestaltung des Ortsbildes vorzubereiten. Es möge insbesondere die
Rheinische Piovinzialstraßen-Bauverwaltung ein Projekt znr Neuregelung des Straßenbildcs im rheinischen
Braunkohlengebiete ausarbeiten und dem nächsten Rheinischen Provinziallandtage vorlegen."

Es wird nach dem Antrage des I. Fachausschussesbeschlossen.
12. Wahl eines Mitgliedes zum Wasserbeirat.
Auf Vorschlag des I. Fachausschusseswählt der Provinziallandtag entsprechend dem Antrage der

KPD.-Fraktion (Drucksache Nr. 72), deu Bauarbeiter Willy Meurcr in Weis (Kreis Neuwied) als Ersatz¬
mann für den ausgeschiedenenLehrer Peter Knab in Köln-Klettenberg znm Mitglied des Wasserbeirats
durch Zuruf.

Eine von der Zeutrumsfraktion beantragte Ersatzwahl für LandesökonomieratJacob Caspcrs in Buben¬
heim wird nicht vorgenommen, da die Voraussetzungen für eine Ersatzwahlnicht gegeben sind.

13. Besichtigung von Pruvinzialanstalten.
Die KPD.-Fraktion beantragt (Drucksache Nr. 71):
„Provinziallandtag wolle beschließen:
In den Haushalt werden ausreichende Dcckungsmitteleingesetzt, um es den Abgeordneten des Rhei<

Nischen Pruvinzillllandtags zu ermöglichen,jederzeit Besichtigungender provinzeigenenAnstalten und Ein¬
richtungen, der von der Provinz benutztennnd subventionierten Privatanstalten vorzunehmen, sowie die
Pflegefamilien zu besuchenbzw. zu kontrollieren."

In Übereinstimmung mit dem I. Fachausschuß beschließtder Proviuziallaudtag, den Antrag der
KPD.-Fraktion abzulehnen.

14. Kontrolle der Gesundheit der Schulkinder durch Schulärzte.
Die KPD.-Fraktion stellt folgenden Antrag (Drucksache Nr. 60):
„Die Proviuzialverwaltung wird verpflichtet, auf die einzclucu Landkreiseeinzuwirken,daß zur stau¬

bigen Kontrolle der Gesundheit der Schulkinder hauptamtlich besoldete Schulärzte angestellt werden."
Der III. Fachausschußbeautragt Ablehnung des Antrages.
Bei den Verhandlungen wird der Antrag der KPD.-Fraktion dahin abgeändert, daß an Stelle der

Worte „auf die eiuzeluen Landkreise einzuwirken",gesetzt wird „bei den einzelnen Landkreisenanzuregen".
Der Provinziallandtag beschließt,den Antrag der KPD.-Fraktion abzulehnen.
15. Erklärung des Dhünntales als Naturschutzgebiet.
Der Antrag der KPD.-Fraktion lautet (Drucksache Nr. 66):
„Eines der schönsten Täler des Bergischen Landes, das Dhünutal, wird alljährlichvon vielen Tausenden

Wanderern und Erholungsuchendenaufgesucht. Zur Zeit find Bestrebungen im Gange, weite Strecken
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dieses Tales diesen Zwecken zn entziehen. Der Provinziallandtag fordert, daß dieses Tal unter Naturschutz
gestellt wird."

Auf Vorschlagdes I. Fachausschusses(Drucksache Nr. 108) wird der vou den Antragstellern dahin
ergänzte Antrag, daß in der vorletztenZeile hinter dem Wort „Tal" eingesetzt wird „nnd das Eifgental"
dem Provinzialausschuß überwiesen.

16. Nachprüfung der Verwendung der für den Nürburgring bewilligten Proviuzial-
mittel.

Die Fraktion der WirtschaftlichenVereinigung beantragt:
„Der Provinziallandtag möge beschließen,

einen aus Angehörigen aller Fraktionen zusammengesetztenUntersuchnngsansschußzn wählen, der den
Auftrag erhält, die Verwendung der bei Erbauung des Nürbnrgringes investierten Provinzgclder nach¬
zuprüfen."

Der I. Fachausschußschlägt Ablehuung vor.
Bei den Verhandlungen wird der Antrag der WirtschaftlichenVereinigung von den Antragstellern

erweitert, so daß er folgenden Wortlaut erhält:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen, einen aus Angehörigen aller Fraktionen zusammengesetzten

Untersuchungsausschußzu wählen, der den Auftrag erhält, die Verwendung der bei Erbauung des Nürburg-
ringcs investierten Kapitalien nachzuprüfen.

Soweit Gelder des Reichs und Preußcus mitverwendet sind, wird die Provinzialvcrwaltuug beauftragt,
die Zustimmung der zuständigen Reichs- und Staatsbehörden zu der Untersuchung zu veraulasscn."

Der Antrag der Fraktion der WirtschaftlichenVereinigung wird abgelehnt.
17. Nichtbelegung von Privatanstalten, die die Farben der deutschen Republik

nicht achten.
Die SPD.-Fmktion stellt folgenden Antrag (Drucksache Nr. 38):
„Es ist festgestelltworden, daß eine Anzahl Privatanstalten, die daucrud vou der Proviuz mit Pfleg¬

lingen belegt werden, die Farben der deutschen Republik bei besoudcren Aulässen nicht zeigen. Wir
halten eine Belegung dieser Anstalten dnrch die Provinzialverwaltuug für untunlich und beantragen:

„Der Rheinische Provinziallandtag wolle beschließen:
Eine Belegung von Privatanstalten, die die Farben der deutscheu Republik im Sinne der Entscheidungder
Preußischen Staatsregierung nicht achten, findet nicht mehr statt."

Der II. Fachausschußschlägt vor, den Antrag dem Provinzialausschuß zur Erledigung zu überweisen,
während der III. Fachausschußfolgende Beschlußfassungbeantragt (Drucksache Nr. 105):

„Der Provinziallandtag wolle unter Ablehnung des Antrages der SPD.-Fmttion den Antrag in nach¬
stehender Fassung annehmen:

Eine Belegung von Privatanstalten, die die Farben der deutschenRepublik bei Veflaggung der An¬
stalten gelegentlich' von Reichs- und Staatsfesten nicht zeigen, findet nicht mehr statt."

Bei der Beratung des Gegenstandesbeantragt die SPD.-Fraktion im Antrag des III. Fachausschusses
die fünf Worte „Beflaggung der Anstalten gelegentlichvon" zu streichen.

Vom Abgeordneten Renner wird namentliche Abstimmung beantragt. Da der Antrag die erforder¬
liche Unterstützuug findet, wird dementsprechendverfahren. Es werden 115 Stimmzettel abgegeben und zwar
79 Stimmen für den abgeänderten Autrag des III. Fachausschussesund 35 dagegen, bei einer Stimm¬
enthaltung. Der abgeänderte Antrag des III. Fachausschusses ist daher angenommen. Es stimmtenfolgende
Abgeordneten mit

->a: Nein:
Albers, ' Nachem,
Albertz, Frau Blumberg,
Andres, Braun,
Baumann-Höppenhof, Büchsenschütz
Bllumann-Huisberden, Dr. Carl,
Fran Becker, von Detten,
Bergweiler I)?. Eickmann,Neuenhaus,
Vierwirth,' Gerhard,
Völlig Freiherr von Gillhaußen,
Vongartz, Dr. Hartmann, Barmen,
Vroich Dr. Hartmann, Remscheid,
Dr. Creutz, Vr. Hold,
Dciams, Dr. Hommelsheim,
Dr. Dichgans, vr. Iarres,
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Ja:
Dörr,
Diesen,
Eberle,
Wert,
Eickmann,Köln,
Wfes,
Ernen,
Farwick,
Fischer,
Floßdorf,
Irin,
Gerlach,
Vielen,
Gosewinkel,
Hansen,
Haus,
Hebborn,
Henry,
Herrrnann,
Heuser,
Hillen,
Hoffmann,
Hollen,
Hopmann,
Horz,
von Itter,
Iansen,
Iennissen,
Dr. Jörg,
Kemper,
Mopp,
Könzgen,
Kranz,
Kühnen,
Küppers,
Kurth,
Letterhcms,
Ley,
Loenartz,
Marx,
Mehne,
Meyer,
Dr. Mönnig,
Müller,
Frau Niedieck,
Odenthal,
Pohl,
Rath,
Dr. Saaßen,
Sanders,
Schaaf,
Scharfer, Essen,
Dr. Schäfer, Köln,
Schmitz, Lovcrich,
Schmitz, Andernach,
Steidl,
Steinbüchel,

Nein:
Julius,
Iungblnth,
Dr. Kaiser,
Kemmann,
Dr. Kirchner,
Klövekorn,
Latten,
Lenze,
vr. Losenhansen,
Schlieper,
Schwer, Hochhalcn,
Nr. Sondermann,
von Stedman,
vr. Stein,
Steinmeyer,
Vielhaber,
Wassermeyer,
vr. de Weerth,
Dr. Wesenfeld,
Witzler,
Ziegler.
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Ja:
Strunk,
Tenhaeff,
Weber-Kray,
Wedershoven,
I)r. Weil,
Dr. Wessel,
Weyers,
Wolters.

Freiherr von Salis-Soglio hat sich der Stimme enthalten.
18. Bezüglich der in Drucksache Nr. 30 aufgeführten Rechnungen wird Entlastung erteilt.
19. Vorlage einer Besoldungsnachweisung.
Die Zentrumsfillktion beantragt (Drucksache Nr. 116):
„Der Piovinziallandtag wolle beschließen:
Die Provinzialverwaltnng möge als Anlage zum nächstjährigenHaushaltsvoranschlageine Besoldungs»

nachWeisung in der allgemein üblichen Form vorlegen."
Dieser Antrag wird von der Fraktion dahingehend geändert (Drucksache Nr. 118), daß an Stelle der

Worte „eine Besoldungsnachweisungin der allgemein üblichen Form" gesetzt wird, „einen Besoldungs¬
plan mit einem Stellenplan".

Auf Vorschlagdes I. Fachausschusseswird der Antrag in der abgeänderten Form angenommen.
20. Höheraufwertuug der Provinzialanleihen.
Der Antrag der Volksrechtparteilautet (Drucksache Nr. 117):
„Die Anleihen der Provinz sollen nach den bisherigen Bekanntgaben mit 12^ v.H. aufgewertet und

mit 5 v.H. jährlich vom 1. Januar 1926 au bis zur Auslosung verzinst werden. Die Auslosung soll innerhalb
30 Jahren erfolgen.

Viele rheinischenSparkassen haben in den letzten Monaten öffentlicherklärt, daß sie bereit und ohne
jeden Zuschußder Gemeinden in der Lage sind, die Sparguthaben über 15 v.H. hinaus freiwillig aufzu¬
werten. Bei unseren Sparkassen wird diese Absicht vorläufig noch durch eine preußische Verordnung durch¬
kreuzt. Es liegeu aber bereits mehrere Anträge dem Preußischen Landtage vor, die eine Änderung fordern.

Die Provinz ist an den Satz von 12^ v.H. für Anleiheaufwertuug gesetzlich nicht gebunden. Der Treu¬
händer hätte schon das Recht gehabt, die Aufwertung auf 25 v.H. zu erhöhen.

Eine solche Höhcraufwertung läßt sich so bewirken,daß stichhaltige Bedenken und Bezugnahmen nicht
zu befürchten sind, und ohne daß eine Erhöhung der Umlage erfolgen muß.

Antrag:
Der Provinziallcmdtllgwolle beschließen, die Aufwertung des Altbesitzes der Provinzialanleihen von

12^ auf 25 v.H. mit der Maßgabe zu erhöhen, daß die über 12^ v.H. hinausgeheude Aufwertung erst
nach Erledigung der jetzigen 12^ prozentigen Aufwertung zur Auslosung kommen soll. Die Zeit innerhalb
der die Auslosung der Mehraufwertung erfolgen soll, wird seiner Zeit vom Provinziallandtag bestimmt.
Für die Verzinsung der Mehraufwertung gelten die Bestimmungen des Anleiheablösungsgcsetzes."

Hierzu stellt die SPD.-Fraktion folgenden Antrag (Drucksache Nr. 119):
„Piovinziallandtag stimmt dem Antrag von Detten uud Geuossen zu mit der Maßgabe, daß an der

Höhcraufwertung nur solche Anleihe-Altbesitzer teilnehmen, die ein Bruttojahreseinkommen bis zu 3000 NM.
haben."

Auf Vorschlagdes I. Fachausschussesbeschließt der Piovinziallandtag, den Antrag der Vollsrecht-
partei sowie den Antrag der SPD.-Fraktion dem Provinzialausschußin Verbindung mit dem Verwaltungs-
illt der Landesbank zur Erledigung zu überweisen.

Der Vorsitzendemacht dem Laudtagskommissardie Mitteilung, daß der 74. Provinziallandtag seine
Beratungen zu Ende geführt habe.

Der Laudtagskommissarschließt den Provinziallandtag mit einer Ansprache(vgl. den stenographischen
Bericht).

Der Abgeordnete Heuser spricht dem Vorsitzendenund den Stellvertretern im Namen sämtlicher
Fraktionen mit Ausnahme der KPD.-Fraktion den Dank für umsichtigeLeituug der Verhandlungen aus.

Nachdem der Vorsitzende seinerseitsgedankt und dabei dem Landtagsbüru seine besondere Anerkennung
für die musterhafte Vorbereitung der Verhandlungen ausgesprochenhat, wird die Sitzung um 13 Uhr
10 Minuten geschlossen.

Der Vorsitzende: Die Schriftführer:
Dr. Iarres. _____________ Glfes. A. Hauck.
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Verzeichnis
der Ausschüsse des ?4. RheinischenProvinziallandtages.

I. Fachausschuß:
Vorsitzender: Dr, Hagen; stellvertr. Vorsitzender: vi. Hart mann (Remscheid); Schriftführer:

vl. Schüler; stellvertr. Schriftführer: Bongartz; Mitglieder: Dr, Dichgans, Dunder, Eberle, Hauck,
Koenzgen, Freiherr von Los, Dr. Saaßen, Schäfer (Essen), Dr, Stein, Triebe!, Vielhaber.

II. Fachausschuß:
Vorsitzender:Dr. Kaiser; stellvertr. Vorsitzender:Kurth; Schristführer: Iansen; stelloertr, Schrift¬

führer: Becht; Mitglieder:Frau Becker, Fran Blumberg, Daams, Frin, Henry, Herrmann,
Frl. Hopmann, Kranz, Küppers, Frl. Otto, Steinmeyer.

III. Fachausschuß:
Vorsitzender:von Itter; stellvertr. Vorsitzender:Renner; Schriftführer:Büchsenschütz;stellvertr.

Schriftführer: Kühnen; Mitglieder: Bachem, Bierwirth, Deppe, Eismann (Köln-Bickendorf),
Dr. Eickmann(Neuenhaus), Vielen, Frl. Gosewinkel, Greven, Kemper, Rath, Dr. Sondermann,

IV. Fachausschuß:
Vorsitzender: Mehnc; stellvertr.Vorsitzender Freiherr von Salis-Soglio; Schriftführer: Theißen;

stellvertr. Schriftführer:Ziegler; Mitglieder:Baumann (Huisberden), Braun, Gerhard, Hänfen,
Lenz, Lenze, Menrer, Meyer, Wassermeyer, Weber (Aachen),Dr. Wessel.

V. Fachausschuß:
Vorsitzender: Heuser; stellvertr. Vorsitzender: v. Stedman, Schriftführer: Albers; stellvertr.

Schriftführer: Nohl; Mitglieder: Albertz, Vergweiler, Vroich, v. Netten, Frisch, Krapoll, Pikard,
Schlieper, Schroer (Hochhalen),Steidl, Tenhaeff.

Wahlprüfungsausschuß:
Vorsitzender:Dr. Schäfer (Köln°Deutz); stellvertr. Vorsitzender:Hoffmann; Schriftführer: Schäfer

(Essen); stellvertr. Schriftführer: Adler; Mitglieder: vi. Creutz, Floßdorf, Freiherr v. Gillhaußen,
Frl. Gosewinkel, Herrmann, Kranz, Miß, Rath, Schroer (Hochhalen),Strunk, Triebe!.

Geschäftsordnungsausschuß:
Vorsitzender: Schroer (Essen); stellvertr.Vorsitzender: Adams; Schriftführer:Hauck; stellvertr.

Schriftführer: Elfes; Mitglieder: Becht, Eberle, Gessinger, Dr. Hartmann (Barmen),Dr. Kaiser,
Maus, Dr. Saaßen, Dr. Stein, Tenhaeff, I). 1)r. de Weerth, Dr. Weil.
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